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ABSTRACT: The purpose of this paper is to analyse the main factors triggering local 
government reforms in the Italian domestic legal order and to briefly compare them with similar 
upheavals experienced by other European countries within the context of the economic and 
financial crisis. The paper will explore first how Italian second-tier local authorities (so-called 
provinces) have been reorganized and then take the question as to how and to what extent both 
inter-municipal co-operation and mergers of the smallest municipalities have been fostered. 
Notwithstanding a very sparse legal framework, the Italian local government system has been 
reformed according to a precise idea: reducing the overlapping of layers of local government and 
grouping together tiny and inefficient municipalities. The same efforts have been made in 
jurisdictions in which the Napoleonic model of local administration still prevails. 
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I. GEGENSTAND DER UNTERSUCHUNG: DER EINFLUSS DER FINANZ- UND 
WIRTSCHAFTSKRISE AUF DIE NATIONALEN VERWALTUNGEN 
Die Grundannahme dieser Arbeit ist, dass die im Jahr 2008 ausgebrochene Finanz- 
und Wirtschaftskrise auf alle  Bereiche des Staates eingewirkt hat: auf den Sozialstaat 
und die sozialen Leistungen; auf das System der öffentlichen Verwaltung, sowohl in 
quantitativer als auch in organisatorischer Hinsicht; und schließlich in zweierlei Hinsicht 
auf die territoriale Organisation des Staates: a) Eine erste Wirkung zeigt sich in Bezug auf 
das Verhältnis zwischen dem Zentralstaat und den Regionen bzw. dem Zentralstaat und 
den Gliedstaaten sowie hinsichtlich des Verhältnisses zwischen dem Zentralstaat und 
den anderen Gebietskörperschaften, die von Verfassungswegen mit Selbstverwaltung 
ausgestattet sind. Hier lässt sich allgemein beobachten, dass insbesondere die 
Finanzaufsichtsbefugnisse des „Zentrums” über die „Peripherie” in zahlreichen 
Mitgliedstaaten gestärkt wurden und dass der tatsächliche Anwendungsbereich der 
kommunalen Selbstverwaltung zurückgeschraubt wurde; b) Die zweite Auswirkung liegt 
in der Restrukturierung der kommunalen Landkarte durch verschiedene, aber eng 
verkoppelte Instrumente: die Abschaffung oder fortschreitende Aushöhlung einer 
Verwaltungsebene (im Wesentlichen einer den Gemeinden „nachrangigen” Ebene, d.h. 
zum Beispiel den Provinzen oder den Kreisen), die Reduzierung der Gesamtzahl der 
existierenden Gebietskörperschaften, etwa durch Fusion oder Eingliederung und die 
Effizienzsteigerung der kleinsten Gebietskörperschaften, insbesondere durch 
erzwungene Vereinigung oder Zusammenarbeit von benachbarten Gemeinden. 
Diese letzten Aspekte möchten wir in diesem Aufsatz untersuchen, indem wir eine 
Analyse der verschiedenen Maßnahmen innerhalb des europäischen Rechtsraums 
vornehmen, in dem die Kommunalsysteme unter erheblichem Reformdruck standen und 
teilweise immer noch stehen. Die Analyse wird sich insbesondere auf das italienische 
System konzentrieren und von dieser Perspektive aus im letzten Kapitel eine 
rechtsvergleichende Betrachtung der Territorial- und Funktionalreformen anderer 
Rechtsordnungen präsentieren, in der Frankreich, Griechenland, Portugal und Spanien 
betrachtet werden, wo sich ähnliche Reformbestrebungen wie in Italien beobachten 
ließen. Wir werden erläutern, welche politischen und juristischen Motivationen den 
verschiedenen Reformvorschlägen zugrunde lagen und die wichtigsten Aspekte 
vorstellen, um die europäischen Gemeinsamkeiten, Unterschiede und Besonderheiten 
dieses Prozesses herauszuarbeiten. In Bezug auf jedes Land werden die Reformen 
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Die Diskussion um das territoriale System in den Mitgliedstaaten der EU hat durch die 
Wirtschaftskrise neue Impulse erfahren, die diese Diskussion immer stärker in den 
Vordergrund rückten. Begriffe wie „Kosten der Politik”, „Vervielfältigung der Institutionen” 
und „Überlappung der Kompetenzen” haben sich europaweit in dauerhafte Schlagwörter 
in den Medien und an den politischen Stammtischen verwandelt. Die Kommunen wurden 
dabei am heftigsten kritisiert und speziell die intermediären kommunalen 
Gebietskörperschaften befanden sich immer wieder im Auge des Orkans. Diese Impulse 
betrafen überwiegend Länder, in denen noch immer das napoleonische Modell der 
kommunalen Verwaltungsorganisation vorherrschend ist; sie haben aber zum Teil auch 
Auswirkungen auf die Kommunalordnungen einiger deutscher Bundesländer - 
insbesondere jener mit kleinteiligen Gebietsstrukturen entsprechend des 
südeuropäischen Modells -  gehabt, da auch in deren Rechtsordnungen die Fragen der 
Leistungsfähigkeit der Kommunen, insbesondere der fortschreitenden Tendenz zur 
Fusion von Gemeinden sowie des richtigen Zuschnitts der intermediären 
Kommunalebene zum Zweck der Nutzung von Größenvorteilen eine wichtige Rolle 
spielen. 
II. DIE KOMMUNEN IN ITALIEN: VOM INKRAFTTRETEN DER VERFASSUNG BIS 
ZUR AUSTERITÄTSPOLITIK 
In Italien gibt es drei Gebietskörperschaften (Gemeinden, Provinzen und Regionen), 
deren Verwaltungsgliederung der spanischen territorialen Dreiteilung ähnelt, da die 
beiden Systeme auf dem französischen oder sogenannten napoleonischen Modell des 
19. Jahrhunderts basieren. Man geht heute von knapp 8.000 Gemeinden aus, eine Zahl, 
die vergleichsweise konstant geblieben ist, wenn man bedenkt, dass die Zahl zum 
Zeitpunkt der Vereinigung des italienischen Königreichs (1861) nur wenig darunter lag 
und dass in anderen Rechtsordnungen die Gesamtzahl der Gemeinden im Laufe der 
Jahre stark zurückgegangen ist. Im Gegensatz dazu ist die Anzahl der italienischen 
Provinzen in den letzten Jahrzehnten kontinuierlich gestiegen. Heute gibt es 110 
Provinzen, das sind fast doppelt so viele wie zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der 
italienischen Verfassung im Jahr 1948.
2
 
Die Existenz der Kommunen war im Laufe der republikanischen Entwicklung des 
Landes großen Veränderungen ausgesetzt. In der ersten Phase, vor und in den ersten 
Jahren nach der Einführung der Regionen ohne Sonderstatut (die Einführung der 
                                                          
2
 Siehe die Gesamtzahl der italienischen Gemeinden und Provinzen (aktueller Stand: 1. Juli 2016) 
unter folgender Adresse verfügbar: http://www.istat.it/it/archivio/6789, 5 Juli 2016. Zu den 
Gemeindegebietsreformen der anderen europäischen Länder siehe z.B.: Hellmut Wollmann, 
Reorganizing Local Government: Between Territorial Consolidation and Two-Tier Intermunicipality, 
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„Regionen ohne Sonderstatut” erfolgte erst im Jahr 1970), waren die Provinzen die 
zentralen Stützen des Verwaltungssystems. Sie waren dazu verpflichtet, im direkten 
Dialog mit dem Zentralstaat zu stehen und hatten einige Kompetenzen durch den 
Zentralstaat übertragen bekommen (siehe z.B. die gesetzesvertretende 
Rechtsverordnung Nr. 616/1977). Am Ende der 70er Jahre, als der Prozess der Bildung 
der Regionen ohne Sonderstatut endlich durchgeführt worden war, wurde der 
Fortbestand der Provinzen stark in Frage gestellt: Unter anderen schlug eine kleine 
Oppositionspartei, die Italienische republikanische Partei (Partito repubblicano italiano), 
vor, die Verwaltungsaufgaben der Provinzen auf die Regionen zu übertragen, um eine 




Dieses Anliegen wurde von den tragenden politischen Kräften jedoch nicht unterstützt, 
da die Abschaffung der Provinzen zwangsläufig auch eine Reform der Präfekturen, d.h. 
der Vertretungen der Zentralregierung auf provinzialer Ebene mit sich gebracht hätte. 
Deswegen schrieb das System schließlich die territoriale Dreiteilung fest. Der Vorschlag, 
die Provinzen abzuschaffen, kam allerdings nicht von ungefähr. Schon in den 
vorbereitenden Arbeiten der Verfassung gab es zahlreiche Stimmen gegen die 
Aufrechterhaltung zweier überkommunaler Ebenen, der Provinz und der Region. In der 
Tat, der Verfassungsentwurf des sogenannten „Ausschuss der 75”, der zur Abstimmung 
im Plenum vorgetragen wurde, sah vor, dass das Gebiet der Republik aus Regionen und 
Gemeinden bestehen sollte, während die Provinzen gleichzeitig als kommunale 
Selbstverwaltungskörperschaften und als dezentralisierte regionale und staatliche 
Einrichtungen fungieren sollten.
4
 Allerdings definierte die endgültige Entscheidung des 
Plenums ein System, in der die Republik in Regionen, Provinzen und Gemeinden 
aufgeteilt war (Art. 114 Abs. 1 italienische Verfassung a.F.) und in der sowohl die 
Gemeinden als auch die Provinzen nicht nur Selbstverwaltungsaufgaben, sondern auch 
staatliche und regionale Aufgaben ausführen sollten (Art. 128 und 129 Abs. 1 der 
Verfassung a.F.). Jedoch waren erstere mit Allzuständigkeit versehen, wohingegen 
letztere nur die Aufgaben wahrnehmen konnten, die das Gesetz ausdrücklich vorschrieb
5
. 
Die folgenden zwei Jahrzehnte, insbesondere die 1990er Jahre, waren aus Sicht der 
Kommunen, einschließlich der Provinzen, eine positive Phase, in der ihre politische 
                                                          
3
 Siehe den Entwurf eines Verfassungsgesetzes Nr. 1597 (“Soppressione dell’Ente autonomo 
territoriale Provincia, modifica degli articoli 114, 118, 119, 128, 132, 133 e della VIII disposizione di 
attuazione della Costituzione; abrogazione dell’art. 129 della Costituzione”) im Abgeordnetenhaus 
im Jahr 1977. 
4
 F. Staderini, Diritto degli enti locali, 7. Auflage. 1997, S. 36. Siehe auch: Feliciano Benvenuti, La 
Provincia nell'ordinamento costituzionale, in: Ettore Rotelli (Hrsg.), Amministrazione pubblica. 
Autonomie locali, 2010, S. 173. 
5
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Legitimation und Sichtbarkeit anstieg, vor allem dank der Ermächtigung zum Erlass von 
„Lokalverfassungen” (statuti), Satzungen (regolamenti) und Verordnungen (ordinanze) 
sowie der direkten Wahl der Bürgermeister und der Präsidenten der Provinzen. Der 
Reformprozess wurde schließlich 2000 mit der Billigung eines vereinheitlichten 
Gesetztextes (Testo Unico degli Enti Locali - T.U.E.L.), der den deutschen Kommunal- 
und Landkreisordnungen ähnelt, und mit der Verfassungsreform von 2001 
abgeschlossen. Diese Verfassungsänderung hatte eine weitgehende Stärkung der 
Dezentralisierung und der Selbstverwaltung im Sinne des Artikels 5 der Verfassung zum 
Ziel. Bezeichnend war die Änderung des Artikels 114 Abs. 1 der italienischen Verfassung, 
der vorsah, dass die Republik sich aus Gemeinden, Provinzen, Metropolstädten, 
Regionen und dem Staat zusammensetzt und die Änderung des Artikels 118 Abs. 1, der 
vorsah, dass die Verwaltungsaufgaben in erster Linie den Gemeinden zugewiesen 
werden sollen (grundsätzliche Allzuständigkeit), sofern sie nicht ausnahmsweise - auf der 
Basis der Verfassungsprinzipien der Subsidiarität, der Differenzierung und der 
Angemessenheit - den Provinzen, Metropolstädten, Regionen oder dem Staat 
zugewiesen werden müssen, um eine einheitliche Ausführung sicherzustellen. Diese 
Verfassungsreform, die unter anderem auch eine bedeutsame Stärkung der 
Gesetzgebungskompetenzen der Regionen vorsah, wurde nur teilweise umgesetzt. Trotz 
der ursprünglichen Absicht, ein sogenanntes fiskalföderalistisches Finanzsystem zu 
etablieren (Ermächtigungsgesetz Nr. 42/2009),
6 
wurden den Kommunen nicht die 
(erforderlichen) Steuerquellen zur Verfügung gestellt, so dass sie die neuen 
Verwaltungsbefugnisse weitgehend ungenutzt ließen.
7
 Gleichzeitig hat der Staat den 
Kommunen, aber auch den Regionen, den rechtlichen Spielraum nicht genug geöffnet, so 
dass sie ihre Autonomie nicht ordnungsgemäß wahrnehmen konnten. Zusätzlich hat der 




In den vergangenen fünf Jahren sind inzwischen einige Faktoren 
zusammengekommen, die dazu geführt haben, die interne Organisation des Staates 
nochmals zu überdenken und eine neue Territorialreform ins Leben zu rufen. Die Debatte 
                                                          
6
 V. Nicotra, F. Pizzetti, Dalla fase transitoria alla fase a regime: un quadro di sintesi sulla finanza 
degli enti locali, in: Veronica Nicotra, Franco Pizzetti, Silvia Scozzese (Hrsg.), Il Federalismo 
Fiscale, 2009, S. 355.  
7
 Corte dei conti, Attuazione e prospettive del federalismo fiscale, Audizione presso la 





 Siehe unter anderen: Federica Finzi, Focus sulla giurisprudenza costituzionale in materia di 
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kreiste dabei fast immer um die ökonomischen Ursachen der großen finanziellen 
Schwierigkeiten, die in Italien Ende 2011 in dramatischer Form zu Tage getreten waren. 
Dabei wurde der Fortbestand der gesamten oder zumindest eines Teils der zweiten 
Organisationsebene sowie der kleineren Gemeinden in Frage gestellt. Vorschläge hierzu 
gab es aus nahezu allen politischen Lagern.
9
 Dies ist ein sehr wichtiger Aspekt: Es 
handelte sich nicht um Reformen einer einzigen politischen Kraft, sondern um allgemeine 
Vorschläge, die von allen Kräften mitgetragen wurden. Vor diesem Hintergrund sind die 
Kommunen in Italien heute vermutlich dem stärksten Druck seit Beginn der 
republikanischen Geschichte ausgesetzt. Ein Grund hierfür ist, dass es sich um einen 
doppelten Druck handelt: einerseits von der nationaler Ebene (politisch und bisweilen 
auch sozial)
10
 und andererseits von der internationaler Ebene, vor allem in der EU, deren 
Organe sich zunehmend mit Fragen der internen Verwaltungsorganisation befasst 
haben.
11
 Dieser zweifache Druck sollte dazu führen, die internen Körperschaften zu 
verringern, um das primäre Ziel, die Kürzung der öffentlichen Ausgaben, zu erreichen. 
Unter Berücksichtigung dieses Ziels haben die verschiedenen Regierungen unter 
Ministerpräsident Silvio Berlusconi und anschließend unter Ministerpräsident Mario Monti 
Reformen vorgeschlagen, die alle Provinzen und durchweg auch die kleinsten 
Gemeinden betrafen. Auch die darauffolgenden Regierungen der Demokratischen Partei 
(PD) unter den Ministerpräsidenten Letta und Renzi versprachen, die Anzahl der 
Regierungsebenen zu verringern. Zuletzt kündigte Premierminister Matteo Renzi in seiner 
programmatischen Rede vom 24. Februar 2014 eine schnelle Verabschiedung der 
Reform des Territorialsystems an, die dann tatsächlich wenige Monate später mit dem 
Gesetz Nr. 56/2014 (das sogenannte „Gesetz Delrio”) erfolgte. 
                                                          
9
 Die in der letzten Legislaturperiode der Abgeordnetenkammer und dem Senat vorgelegten 
Gesetzesentwürfe einer Neuordnung des Kommunalsystems sind sehr zahlreich und kommen von 
fast allen Parteien (Popolo della Libertà, Unione di Centro, Italia dei Valori, Partito Democratico, 
etc.). Für die geplante Neuordnung siehe: M. Salvador Crespo, S. Ragone, La supresión de la 
Provincia en Italia, Cuadernos de Derecho Local, 27/2011, S. 77 ff. 
10
 Hier kann man die Gesetzesinitiativen aufzählen (Nr. 4682, am 11. Oktober 2011 eingereicht ) 
zur Änderung der Artikel 114, 117, 118, 119, 120, 132 und 133 der Verfassung, zusätzlich zu den 
Sonderstatuten einiger Regionen im Hinblick auf die Abschaffung der Provinzen. Wir müssen auch 
die Einsetzung des Ausschusses für die Abschaffung der Provinzen (www.aboliamoleprovince.it) 
erwähnen. Dieser Ausschuss hat als allgemeines Ziel die Verringerung der sog. „Kosten der Politik” 
vorgeschlagen. 
11
 Siehe den Brief, der am 5. August 2011 vom Präsidenten und Vizepräsidenten der 
Europäischen Zentralbank an den italienischen Premierminister Silvio Berlusconi geschickt wurde 
(in: www.corriere.it). Darin forderten sie die Exekutive auf, sofortige Maßnahmen zu ergreifen, um 
eine Reform der öffentlichen Verwaltung sicherzustellen, um deren Effizienz und Fähigkeit zu 
verbessern, um den Bedürfnissen der Unternehmen gerecht zu werden. In öffentlichen 
Einrichtungen sollte es eine systematische Verwendung von Indikatoren für die „Performance” (vor 
allem in den Bereichen Gesundheit, Justiz-und Bildungssysteme) geben. Ein starkes Engagement 
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III. DIE PROVINZEN ALS “BAUERNOPFER” 
Die Provinzen sind zweifellos die Gebietskörperschaften, die in den letzten Jahren am 
häufigsten und intensivsten der Kritik ausgesetzt waren. Im Verlauf der 
Legislaturperioden waren sie Anlass für eine Vielzahl von Gesetzesvorschlägen, die nicht 
nur auf ihre Veränderung, sondern bisweilen auch auf ihre Abschaffung gerichtet waren, 
meist mit Ausnahme der Autonomen Provinzen von Trient und Bozen. Der Status dieser 
Provinzen lässt sich in der Tat nicht mit dem der anderen vergleichen, da diese Provinzen 
entsprechend Art. 116 Abs. 2 der italienischen Verfassung verfassungsrechtlich garantiert 
sind und über regionalähnliche legislative Kompetenzen verfügen, die im Sonderstatut 
der Region Trient/Südtirol aufgrund linguistischer, geografischer und natürlich historischer 
Gründe anerkannt wurden.
12
 Alle anderen Provinzen sind Gebietskörperschaften ohne 
legislative Kompetenzen, sind jedoch mit einer verfassungsrechtlichen Existenzgarantie 
ausgestattet, so dass für ihre Abschaffung eine Verfassungsänderung notwendig ist
13
, 




In der vergangenen Legislaturperiode, 2008-2013, haben die Abgeordneten diverse 
Vorschläge für Reformgesetze gemacht. Im Allgemeinen beruhten diese Vorschläge auf 
zahlreichen Motivationen für die Abschaffung der Provinzen oder zumindest ihrer 
zahlenmäßigen Reduzierung: Ein Beweggrund lag in der Unbestimmtheit ihrer Rolle, die 
dem Gesetzgeber geschuldet ist; ein zweiter beruhte darauf, dass es ihnen an 
Sichtbarkeit mangelte. Stets verfolgen die Reformvorschläge das Ziel, die institutionelle 
                                                          
12
 Diese Provinzen haben dank der Übertragung von Kompetenzen von Staat und Regionen „die 
Rolle der staatlichen Stellen zur Koordination und  Richtungsweisung der lokalen Gesellschaft 
angenommen; auf provinzieller Ebene wurden politische Maßnahmen erhöht (verstärkt) und mehr 
Ausrüstung und Ressourcen zur Verfügung gestellt (Personal, Vermögenswerte, finanzielle Mittel)”, 
wie Manuel Bordini erklärte: El papel de la provincia en el sistema constitucional italiano. 
Reflexiones sobre las recientes hipótesis de reforma, Anuario Aragonés del Gobierno Local 2010, 
S. 309. 
13
 Es gilt grundsätzlich, zwei Aspekte zu analysieren: (1) ob es sich um eine verfassungsrechtlich 
garantierte Körperschaft handelt und (2) wenn ja, welche Merkmale ihrer Organisation 
verfassungsrechtlich geboten sind. In Bezug auf den ersten Aspekt: Art. 133 Abs.1 der italienischen 
Verfassung regelt das Verfahren für die Gebietsänderungen und die Schaffung neuer Provinzen, 
ohne eine Abschaffung zu erwähnen. Es ist daraus abzuleiten, dass  nur eine Gebietsreform das 
Ergebnis sein könnte und nicht eine reine Abschaffung. Siehe Stefano Civitarese Matteucci, La 
garantía constitucional de la Provincia en Italia, in: Tomás Font i Llovet, Alfredo Galán Galán 
(Hrsg.), Anuario del Gobierno Local 2009, S. 369 ff. 
14 
B. Caravita di Toritto, Abrogazione o razionalizzazione delle Province?, www.federalismi.it, 
18/2006, 1 <15.02.2017>. Der Autor argumentiert, dass es nicht möglich sei, den Provinzen durch 
Gesetz ihren primären Rang abzuerkennen, da eine solche Reform eine bestimmte Art von 
Rechtsquelle erfordert, nämlich ein Verfassungsgesetz, das eine Neuordnung der institutionellen 
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Organisation zu vereinfachen und die öffentlichen Ausgaben zu reduzieren.
15
 Man kann 
daher behaupten, dass andere Gründe als Vorwand für die Verfolgung des eigentlichen 
Ziels, nämlich des Einsparens, dienten. Wenn man die Provinzen als solche erhält, sollen 
strikte demografische Grenzen eingeführt werden (mindestens 300.000 bis 500.000 
Einwohner), um eine Rationalisierung der repräsentativen Ebenen und eine Verringerung 
ihrer Gesamtzahl zu erreichen. Es gibt zudem Normen bezüglich der Übertragung des 
Verwaltungspersonals und vor allem der Aufgaben auf andere Einheiten, wie Gemeinden 
oder Regionen, die diese eventuell wieder an die Gemeinden zurückübertragen können. 
Während der Debatte der parlamentarischen Vorschläge hat der erste Ausschuss für 
Verfassungsangelegenheiten der Abgeordnetenkammer (Camera dei Deputati) eine 
ganze Reihe von Anhörungen mit Experten des öffentlichen Rechts durchgeführt, die 
insgesamt  starke Zweifel an der Möglichkeit und Angemessenheit der Abschaffung der 
Provinzen zum Ausdruck gebracht haben. Die während dieser Debatte vorgebrachten 
Argumente hängen mit der verfassungsrechtlichen Gestaltung der Gebietskörperschaften 
seit der Verfassungsreform von 2001 zusammen. Sie beruhen auch auf einer parallelen 
Entwicklung in Staaten, die eine ähnliche Territorialstruktur haben wie Italien.
16
 Darüber 
hinaus werden die Provinzen häufig als eine politische Einheit wahrgenommen, die eine 
spezifische sozio-politische Gemeinschaft und lokale Identität repräsentiert. Zudem wird 
die Bedeutung zahlreicher Aufgaben hervorgehoben - wie z.B. der öffentliche 
Personennahverkehr oder die Abfallentsorgung -, die nur von den Provinzen oder 
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15
 Hier können die  der Abgeordnetenkammer vorgelegten Verfassungsänderungsgesetzentwürfe 
erwähnt werden: Nr. 1694 24. September 2008; Nr. 1836 28. Oktober 2008; Nr. 1990 vom 5. 
Dezember 2008; Nr. 1989 vom 5. Dezember 2008; Nr. 2010 12. Dezember 2008; Nr. 2264 9. März 
2009; Nr. 2470 vom 26. Mai 2009; Nr. 2579 vom 2. Juli 2009; Nr. 4315 von 28. April 2011; Nr. 4439 
vom 21. Juni 2011 und dem Nr. 4506 13. Juli 2011 (siehe www.camera.it); Was den Senat betrifft, 
siehe die folgenden Verfassungsänderungsgesetzentwürfe: Nr. 194 vom 29. April 2008; Nr. 1098 9. 
Oktober 2008; Nr. 1259 von 3. Dezember 2008; Nr. 1263 4. Dezember 2008; Nr. 1284 16. 
Dezember 2008; Nr. 1587 26. Mai 2009; Nr. 2784 vom 13. Juni 2011 und dem Nr. 2819 vom 6. Juli 
2011 (siehe www.senato.it). Siehe dazu die Studie von Salvador Crespo, Ragone, (Fn 9), insb. S. 
86 ff. 
16
 T. Edoardo Frosini, Modifica del Titolo V e ruolo delle Province, www.federalismi.it, 17/2009, S. 
2 ff. <15.02.2017>. 
17
 Siehe unter anderen: Gian Candido De Martin, Un ente strategico, ancorché misconosciuto: la 
Provincia, www.federalismi.it, 17/2009 <15.02.2017>. Der Autor behauptet, dass genau die 
gegenteilige Schlussfolgerung gezogen werden müsse : Die Provinz sei durch die Reform des 
Titels V der Verfassung im Jahre 2001 gestärkt worden. Siehe auch: Carlo Baccetti, Il capro 
espiatorio. La Provincia nell’evoluzione del sistema politico italiano, Istituzioni del Federalismo, 
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Die erste Regierung der vergangenen Legislaturperiode unter der Führung von 
Premierminister Silvio Berlusconi schlug verschiedene Reformen des Territorialsystems 
vor. Das Wahlprogramm der siegreichen Partei der Parlamentswahlen 2008 enthielt eine 
Klausel, in der, im Rahmen der Sparmaßnahmen, die zukünftige Abschaffung der 
vermeintlich nutzlosen Provinzen vorgesehen war. 2010 sah der erste Entwurf eines der 
Gesetze zur finanziellen Anpassung die Auflösung der Provinzen mit weniger als 220.000 
Einwohnern vor. Ausgenommen hiervon waren Provinzen, die an einen anderen Staat 
grenzten und die Provinzen in den Regionen mit Sonderstatut. Trotzdem griff der 
endgültige Text, der auf einige mediale und politische Hirngespinste folgte, diese 
Vorschläge nicht auf.
18
 Im Sommer 2011 wurde der Wille zur Durchführung einer 
grundlegenden Reform der Gebietskörperschaften wieder deutlich. Das Gesetzesdekret 
(decreto legge) Nr. 138/2011 (umgewandelt vom Parlament in das Gesetz Nr. 148/2011) 
enthielt einen Artikel über die Abschaffung bestimmter Provinzen (und die Verringerung 
der Mitglieder ihrer Organe): Diejenigen Provinzen, die nicht mehr als 300.000 Einwohner 
oder eine Fläche unter 3.000 km
2 
hatten, sollten aufgelöst werden. Die Kritik konzentrierte 
sich weitgehend auf die Rechtsquelle, mit der die Reform umgesetzt wurde. Die Reform 
führte nämlich zu einer Verletzung des vorgesehenen Verfahrens zur Veränderung der 
Provinzgrenzen oder zur Gründung neuer Provinzen (im Falle der Regionen ohne 
Sonderstatut), geregelt in Art. 133 Abs. 1 italienische Verfassung. Das einzige zulässige 
Instrument wäre ein auf gemeindlicher Initiative basierendes staatliches Gesetz gewesen, 
das nach vorheriger Anhörung der betroffenen Region hätte verabschiedet werden 
können. Der Staat kann also nicht direkt in diesen Bereich intervenieren und es ist 
schwierig zu behaupten, dass die Abschaffung mehrerer Provinzen (in mehr oder weniger 
indirekter Form) keine Regulierung im Sinne des Art. 133 Abs. 1 der Verfassung 
darstellen soll.
19
 Bei der Umwandlung des Dekrets in ordentliches Gesetz wurde diese 
Vorschrift deshalb gestrichen, fand jedoch abermals Anwendung bei der nächsten 
geplanten Gebietsreform von Premierminister Monti ein paar Jahre später (s. unten § 
III.2).  
Während des Prozesses der Umwandlung beriet die Regierung ein Gesetz zur 
Verfassungsreform,
20
 das auf die Auflösung der Provinzebene „in ihrer aktuellen Form” 
                                                          
18
 Zu diesem Fall siehe: A. Sterpa, L’indisponibile autonomia: la riduzione delle Province, 
www.federalismi.it, 11/2010; F. Fabrizzi, Soppressione di Province e manovra finanziaria. Profili 
politici, costituzionali, sociali e storici di un errore sventato, ibidem <15.02.2017>. 
19
 Das Gesetzesdekret sprach tatsächlich von einer gemeindlichen Beteiligung, indem die 
Initiative der Kommunen gemäß Art. 133 der Verfassung der Errichtung von fusionierten Provinzen 
diente. Siehe: Stefano Civitarese Matteucci, La garanzia costituzionale della Provincia in Italia e le 
prospettive della sua trasformazione, Le Istituzioni del Federalismo, 2011, S. 479. 
20
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gerichtet war. Durch dieses Vorhaben wären alle Verweise auf die Provinzen aus dem 
Verfassungstext gestrichen worden, während gleichzeitig die Kompetenzen über die 
Schaffung von Provinzen den Regionen verliehen worden wären.
21
 Jede einzelne Region 
hätte die Form der Zusammenschlüsse von Gemeinden regeln können und vorsehen 
können, dass deren Präsidenten gewählt werden, jedoch unter zwei Bedingungen: Die 
neue supra-lokalen Einheiten müssten zumindest 300.000 Einwohner oder ein Gebiet 
von 3000 km
2 
haben und dürften insgesamt nicht die aktuelle Anzahl der Provinzen 
überschreiten. 
Die besagte Reform hätte sich auch auf die Regionen mit Sonderstatut erstreckt, mit 
Ausnahme der autonomen Provinzen von Trient und Bozen aus den obengenannten 
Gründen. Die strategischen Ziele, die die Regierung vorgab durch diese Reform zu 
erreichen, waren im Wesentlichen zwei: (1) die Reduzierung der Ausgaben, dank der 
Abschaffung des politischen und bürokratischen Apparates der aufgelösten Provinzen; (2) 
die Einführung eines flexibleren Kommunalsystems in Anlehnung an das deutsche 
Modell, das an die Bedürfnisse der verschiedenen Regionen hätte angepasst werden 
können, ohne sich auf die gegenwärtigen einheitlichen und rigiden provinzialen 
Grenzziehungen zu stützen. So hätten die künftigen Zusammenschlüsse keinen 
spezifischen verfassungsrechtlichen Schutz genossen, da Art. 114 und darüber hinaus 
alle Vorschriften der Verfassung gestrichen worden wären, die die Existenz der Provinzen 
garantierten. Ihre Regulierung wäre vollständig davon abhängig gewesen, ob und wie die 
jeweilige Region die eigenen Aufgaben hätte übertragen wollen, die die Regierung als 
Aufgabe übergemeindlicher Einheiten ansieht.
22
 
3.2. Die Reformaktivitäten der Monti-Regierung und ihr Scheitern im 
Verfassungsgerichtshof 
                                                          
21
 Der folgende Abschnitt wäre in die Art. 117 Abs. 4 (über die Verteilung der 
Gesetzgebungsbefugnisse zwischen Staat und Regionen) übernommen wurden: "Es ist die 
Aufgabe des Regionalgesetzes, das nach einer Vereinbarung ("intesa") mit dem Rat der 
Kommunen nach Art. 123 der italienischen Verfassung zu verabschieden ist, assoziative Formen 
zwischen den Gemeinden für die Erfüllung der Verwaltungsaufgaben eines weiträumigen Gebietes 
zu regeln und ihre Organe, ihre Aufgaben und ihr Wahlsystem zu bestimmen". Der Rat der 
Kommunen (Consiglio delle autonomie locali) ist eine Einrichtung, die eine Abstimmung der Region 
mit den eigenen Gebietskörperschaften bezweckt. Siehe z.B.: L. Vandelli, Italia: la larga transición 
de las autonomías locales, in: Tomás Font i Llovet (Hrsg.), Anuario del Gobierno Local 2004, 
insbesondere S. 261 ff.; F. Merloni, La participación de las entidades locales en el ámbito regional 
en Italia. El Consejo de las Autonomías Locales, in: T. Font i Llovet (Hrsg.), Anuario del Gobierno 
Local 2005, S. 179 ff.; L. Imarisio, M. Cavino, Il Consiglio delle Autonomie Locali, 2012, passim. 
22
 In der Begründung des Gesetzes sind ausdrücklich einige Verwaltungsaufgaben erwähnt, wie 
z.B. die Straßenverkehrsordnung, die wirtschaftliche und soziale Entwicklung, die Bewirtschaftung 
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Ende 2011 unterstrich Premierminister Monti bei der Präsentation seines 
Regierungsprogrammes, dass für die vollständige Abschaffung der Provinzen  die 
Verabschiedung eines Verfassungsgesetzes nötig wäre und dass der erste Schritt daher 
„nur” die Umstrukturierung derselben sei.
23
 Das Gesetzesdekret (decreto legge) Nr. 
201/2011 „Salva Italia” (umgewandelt vom Parlament in Gesetz Nr. 214/2011), das vom  
gleichen Regierungschef wie das Gesetz verfasst  wurde, das das Land vor dem Bankrott 
retten (salvare) sollte, enthielt im Rahmen der Maßnahmen zur Reduzierung der Kosten 
einer Reihe von Organen, Anstalten und öffentlichen Körperschaften, zahlreiche 
Vorschriften, die sich speziell auch mit der Reorganisation der Provinzen befassten (Art. 
23 Abs. 14-20).  
Da diese Änderung nicht in Form eines Verfassungsänderungsgesetzes realisiert 
wurde (und zu diesem Zeitpunkt, in erster Linie aus Zeitgründen, gar nicht als 
Verfassungsreform realisiert werden konnte), blieb die Provinz im System als eine der 
Gebietskörperschaften des Art. 114 Abs. 1 der Verfassung erhalten; was sich änderte 
waren ihre Organe und vor allem die Zusammensetzung derselben. Im Abs. 14 des Art. 
23 des Gesetzesdekretes wurde die neue Rolle der Provinzen deutlich gemacht: Ihnen 
stehen «die Funktionen der politischen Richtungsentscheidung (Richtlinien??) (“indirizzo 
politico”) und der Koordination der Aktivitäten der Gemeinden ausschließlich insoweit zu», 
wie die staatliche und regionale Gesetzgebung dies vorsehen. Dadurch wird die Aufgabe 
der Provinzen selbst neu strukturiert, da sie sich dem spanischen Modell folgend in ein 
Instrument der Koordination verwandeln, denen es an einer spezifischen territorialen 
Identität mangelt. Daher werden alle darüber hinausgehenden Aufgaben, die bis zu jener 
Zeit den Provinzen eingeräumt waren, den Gemeinden verliehen, es sei denn, die 
Regionen eigneten sich diese an, um eine einheitliche Durchführung ihrer Aufgaben nach 
den verfassungsrechtlichen Prinzipien der Subsidiarität, der Angemessenheit und der 
Differenzierung zu gewährleisten (Art. 118 Abs. 2 italienische Verfassung).
24
 
Die größte Veränderung vollzog sich im institutionellen Bereich (Abs. 15-16-17): Die 
Provinzregierungen (giunte provinciali) wurden aufgelöst, so dass sowohl deren Exekutiv- 
                                                          
23
 Die Aussage war wie folgt: "Ich halte es für notwendig, Überschneidungen zwischen den 
Entscheidungsebenen zu reduzieren und integrierte Dienstleistungen für Gemeinden kleinerer 
Dimensionen zu fördern. Die Neuverteilung der Zuständigkeiten der Provinzen kann durch 
einfaches Gesetz durchgeführt werden; die geplante spezifische Änderung der Verfassung kann 
den Vorgang abschließen und deren vollständige Beseitigung ermöglichen, in Konformität mit dem 
in Europa erreichten Kompromiss". Siehe das Sitzungsprotokoll des Plenums vom 17. November 
2011, in: www.senato.it, 113. 
24
 Siehe Art. 23 Abs. 18 des Gesetzesdekretes Nr. 201/2011, der vorsah, dass Staat und 
Regionen entsprechend ihrer Befugnisse den Gemeinden diejenigen Aufgaben übertragen, die vor 
dem 30. April 2012 den Provinzen zugesprochen waren. Im Falle der  Untätigkeit der Regionen wird 
der Staat an Stelle der Regionen handeln. Art. 23 Abs. 19 regelte auch die Übertragung von 
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als auch Deliberativorgane nur noch aus zwei Institutionen, den Präsidenten (presidenti 
di provincia) und den Provinzräten (consigli provinciali), bestanden. Letztere sollten aus 
maximal zehn Mitgliedern bestehen, die aus den Gemeinderäten und Bürgermeistern der 
Gemeinden der Provinz gewählt werden sollten. Der jeweilige Präsident sollte  vom 
Provinzrat aus seiner Mitte gewählt werden.
25
 In Erwartung der somit vorgeschriebenen 
indirekten Wahlen der Provinzräte wurden mehrere Provinzen von Staatskommissaren 
(commissari ad acta) geführt (Abs. 20), die von der Regierung nominiert wurden und 
insgesamt mehr als zwei Jahre im Amt blieben.
26
 Hinsichtlich des Ziels, öffentliche Gelder 
einzusparen, ist auch die Entscheidung zu nennen, wonach jedes Wahlamt, das nicht in 
der Verfassung vorgesehen ist, ein Ehrenamt ist und kein Gehalt, keine Vergütung und 
kein Sitzungsgeld mit sich bringen kann (Abs. 22). Hervorzuheben ist, dass diese 
Maßnahmen aus politischer Sicht - vor allem angesichts des Kompromisses der 
Regierung Monti mit der Europäischen Union - nur einen ersten Schritt hin zur 
vollständigen Abschaffung der Provinzen darstellten, die durch den Beschluss der 
„geplanten Verfassungsänderung” vollzogen werden sollte, wie oben bereits dargestellt 
wurde. Dieser Fokus wurde später von der italienischen Regierung aufgegeben, als 
andere Ideen zur Reform der Provinzen mit dem Gesetzesdekret Nr. 95/2012, „Spending 
Review”, umgewandelt in Gesetz Nr. 135/2012, aufkamen: Insbesondere sind die beiden 
Artikel 17 und 18 dieses zweiten Gesetzesdekretes zu nennen, die vorsahen, die 
Gesamtzahl der Provinzen durch Fusion ohne vorherige gemeindliche Anhörung zu 




Mit dem Stabilitätsgesetz 2013 (Gesetz Nr. 228/2012) stoppte der Gesetzgeber die 
Reform, da die Regierung Monti gezwungen war frühzeitig zurückzutreten. Die 
Anwendung des Reformpakets wurde bis Dezember 2013 eingefroren, womit die 
Regierung das Problem an den künftigen Gesetzgeber in der neuen Legislaturperiode 
weitergab. In der Zwischenzeit äußerte sich allerdings der Verfassungsgerichtshof (Corte 
costituzionale), der Beschwerden hinsichtlich der Verfassungswidrigkeit des Reform-
Gesetzesdekretes von zahlreichen Regionen erhalten hatte. In Italien können nämlich die 
Regionen die Verfassungswidrigkeit eines Gesetzes vor dem Verfassungsgerichtshof 
unter bestimmten Bedingungen anfechten, wenn das staatliche Gesetz die Autonomie der 
                                                          
25
 L. Vandelli, La Provincia italiana nel cambiamento: sulla legittimità di forme ad elezione 
indiretta, Revista catalana de dret public, 46/2013, S. 90-103. 
26
 Zur Verfassungskonformität des aufgeschobenen Staatskommissariats der Provinzen zwischen 
2011 und 2014 siehe: G. Boggero, A. Patané, Profili costtuzionali del commissariamento delle 
Province nelle more di una riforma ordinamentale dell’ente intermedio, www.federalismi.it, 12/2014 
<15.02.2017>. 
27
 Zum Gesetzesdekret Nr. 95/2012 siehe insbesondere: F. Pizzetti, A. Rughetti, Il nuovo sistema 
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Kommunen verletzt. Der Verfassungsgerichtshof machte klar, dass es sich bei einem 
Gesetzesdekret im Sinne von Art. 77 Abs. 1 italienischer Verfassung um eine 
Gesetzesform handle, die lediglich die Reaktion auf außergewöhnliche und besonders 
dringende Situationen ermöglichen solle. Daher könne es nicht genutzt werden, um eine 
umfassende Reform der Kommunalordnung durchzuführen. Das bedeutet, dass es nicht 
möglich ist, eine grundlegende Reform einer autonomen Rechtsordnung der Republik in 
Form einer Rechtsquelle zu realisieren, die auf außergewöhnliche Situationen 
zugeschnitten ist (Urteil Nr. 220/2013).
28
 Die Verfassungsrichter überprüften die zwei 
obengenannten Gesetzesdekrete aber nicht inhaltlich, sodass man nur teilweise davon 
ausgehen darf, dass das Gericht die verfassungsrechtliche Garantie der kommunalen 
Autonomie tatsächlich schützte und die Vorrechte der Provinzen stärkte. Mit anderen 
Worten, wäre dieselbe Reform mit ordentlichem Gesetz verabschiedet worden, wären die 




3.3. Die Reform der Renzi-Regierung: der Verfassungsgerichtshof billigte eine 
umstrittene Reform 
Daher musste der italienische Gesetzgeber das entsprechende 
Gesetzgebungsverfahren neu starten. Der nachfolgende Gesetzentwurf wurde von der 
Regierung Letta und insbesondere vom damaligen Minister für regionale und kommunale 
Angelegenheiten, Graziano Delrio, im August 2013 dem Parlament vorgelegt. Der 
Reformvorschlag entsprach zum großen Teil den gescheiterten Gesetzesdekreten der 
Monti-Regierung, da deren Leitfaden die fortschreitende Aushöhlung der Provinzen war. 
Der Regierung Letta war nun jedoch bewusst, dass nur eine Verfassungsänderung eine 
endgültige Abschaffung der Provinzen hätte ermöglichen können. Deshalb brachte sie 
parallel ein Verfassungsänderungsgesetz ins Spiel, das den Provinzen die 
Existenzgarantie zu entziehen vermochte. Der ordentliche Gesetzentwurf wurde nach 
                                                          
28
 Zum Urteil des Verfassungsgerichts siehe unter anderen die folgenden Anmerkungen: M. 
Massa, Come non si devono riformare le Province, Le Regioni 2013; Giovanni Boggero, I limiti 
costituzionali al riordino complessivo delle Province nella sentenza n. 220/2013, Astrid Rassegna, 
4/2014; A. Severini, La riforma delle Province, con decreto legge, non s'ha da fare, Osservatorio 
della Rivista AIC, Juli 2013; Cristina Napoli, Province: tutto (o niente?) da rifare, www.federalismi.it, 
21/2013 <15.02.2017>. Zum Missbrauch des Gesetzesdekretes als Rechtsquelle zur  Neuordnung 
des Kommunalsystems  siehe: L. Colangelo, Riforme ordinamentali e limiti logici alla decretazione 
d'urgenza in tempo di crisi economico-finanziaria,  www.osservatoriosullefonti.it, 3/2016 
<15.02.2017>; Diletta Dima, Uso e abuso degli strumenti emergenziali. Alcune (ulteriori) distorsioni 
in tempo di crisi, www.federalismi.it, 22/2014 <15.02.2017>. 
29
 In Bezug auf die im Gesetzesdekret enthaltene Gebietsreform, die die Provinzen hätte 
fusionieren sollen, äußerte sich der Verfassungsgerichtshof mit einem obiter dictum (Cons. Dir. 
12.2), demzufolge es eine freiwillige Initiative der Gemeinden geben muss, bevor eine Neuordnung 
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knapp acht Monaten nach einer Vertrauensfrage als Gesetz verabschiedet (Gesetz Nr. 
56/2014, das sogenannte Gesetz “Delrio”) und zeichnete sich als strukturelle Neuordnung 
des italienischen Kommunalsystems oder zumindest der intermediären kommunalen 
Ebene aus, da er nicht nur die Provinzen reformierte, sondern auch die 
verfassungsrechtlich garantierten, jedoch bis dahin nie etablierten, Metropolstädte (città 
metropolitana) endlich ins Leben rief.
30
 
Die Metropolstädte erstrecken sich auf den Gebieten einiger alter und dabei 
gleichzeitig abgeschaffter Provinzen sowohl in Regionen ohne Sonderstatut (Turin, 
Mailand, Rom, Neapel, Venedig, Florenz, Genua, Bologna, Bari und Reggio Calabria), als 
auch in Regionen mit Sonderstatut (Palermo, Messina, Catania, Cagliari), die sich dem 
nationalen Gesetz entsprechend später den vorherigen anpassten. Im Vergleich zu den 
Provinzen, deren eigener Wirkungskreis wohl beschnitten, aber im Wesentlichen nicht 
berührt wurde (Art. 1 Abs. 85-86), wurden den Metropolstädten zusätzliche 
Grundkompetenzen zugeschrieben. Daher lassen sich die Metropolstädte als neue 
Körperschaften mit starken Planungs- und Steuerungsbefugnissen bezeichnen (Art. 1 
Abs. 44). Die Räte der Metropolstädte, wie auch die der reformierten Provinzen (Art. 1, 
Abs. 69), wurden verkleinert und indirekt von den Bürgermeistern und Stadträten gewählt 
und verfügen deshalb nicht über eine starke demokratische Legitimation (Art. 1 Abs. 25). 
Insgesamt lässt sich die Absicht des Gesetzgebers so darstellen, dass die Gemeinden 
als neue Pfeiler des italienischen Kommunalsystems gelten sollten und dementsprechend 
die Kompetenzen der anderen, insbesondere intermediärer Gebietskörperschaften 
gesetzlich verringert werden sollten. Trotz der verfassungsrechtlichen Garantie der 
kommunalen Autonomie, wurden sowohl die Provinzen als auch die Metropolstädte 
institutionell nicht mehr als eigenständige Gebietskörperschaften, sondern als große 
“Vereinigungen von Gemeinden” konzipiert, die nur bei  Angelegenheiten mit Bezug auf 
“ein weiträumiges Gebiet” (area vasta) subsidiär handeln oder einspringen sollten, und 
nicht bei einfachen Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft.
31
  
Während die Grundkompetenzbereiche oder Sachgebiete der neuen Provinzen und 
der Metropolstädte gemäß Art. 117 Abs. 2, p) italienische Verfassung direkt im Gesetz Nr. 
56/2014 ihre Grundlage fanden, hätten weitere Verwaltungsaufgaben in einem 
Abkommen (accordo) im Rahmen der sogenannten „Vereinten Konferenz” (Conferenza 
                                                          
30
 F. Pizzetti, La riforma degli enti territoriali, città metropolitane, nuove province e unioni di 
comuni, 2015. 
31
 Zur Geschichte des rechtlichen Konzepts des weiträumigen Gebiets (area vasta) siehe: Jörg 
Luther, La vastità delle aree e quella dei problemi della loro sistemazione, POLIS Working Papers 
Nr. 213 April 2014 - OPAL (Osservatorio per le autonomie locali) 4/2014, www.polis.unipmn.it 
<15.02.2017> . Dazu auch: Alessandro Sterpa (Hrsg.), Il nuovo governo dell’area vasta. Commento 
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unificata), die aus Mitgliedern des Staates, der Regionen und der örtlichen 
Körperschaften zusammengesetzt ist, festgelegt werden sollen. Dieses Abkommen, das 
schließlich am 11. September 2014 unterschrieben wurde, überließ aber den jeweiligen 
Regionen die Neuverteilung der weiteren Verwaltungsaufgaben der Provinzen und legte 
dabei den Grundstein für eine regionalbasierte gesetzliche Regelung der intermediären 
kommunalen Ebene. Gleichzeitig sah das Gesetz Nr. 190/2014 (sog. Stabilitätsgesetz für 
das Jahr 2015) für die neu geschaffenen Metropolstädte vor, dass 50 Prozent der 
damaligen Bediensteten der Provinzen und 30 Prozent der Mitarbeiter der 
Personalverwaltung in den Personalbestand anderer öffentlicher Verwaltungen überführt 
werden mussten, zusammen mit den notwendigen Geldmitteln auf regionaler Ebene. Im 
Rahmen der regionalen Gesetzgebungskompetenz und entsprechend den 
Verfassungsprinzipien der Subsidiarität, Differenzierung und Angemessenheit (Art. 118 
Abs. 1 italienische Verfassung), vermochten die Regionalräte der Regionen ohne 
Sonderstatut die Ausübung verschiedener provinzieller Verwaltungsaufgaben differenziert 
zu gestalten: An manchen Stellen blieb die rechtliche Lage im Wesentlichen unverändert, 
an anderen Stellen wurden einige Aufgaben von den Regionen selbst übernommen oder 
den Gemeinden weiter übertragen.
32
  
Das Gesamtkonzept der Reform geriet jedoch sofort unter massive Kritik zahlreicher 
Lokalpolitiker wegen der zentralistischen Vorgehensweise. Vier Regionen (Lombardei, 
Veneto, Kampanien und Apulien) klagten daher gegen das Gesetz vor dem 
Verfassungsgerichtshof. Dabei rügten sie insbesondere (a) die unmittelbare Einrichtung 
der Metropolstädte ohne Beteiligung der Gemeinden und mittels eines staatlichen 
Gesetzes sowie (b) die indirekte Wahl der Provinz- und Metropolräte mit Bezug sowohl 
auf die Verfassung als auch auf völkerrechtliche Verpflichtungen, die sich aus der 
Europäischen Charta der kommunalen Selbstverwaltung ergeben; und schließlich auch 
(c) die Neuverteilung der provinziellen Verwaltungsaufgaben auf verschiedene 
Gebietskörperschaften. Mit dem Urteil Nr. 50/2015
33
 schloss der Verfassungsgerichtshof 
eine Verletzung der Verfassung aus und erklärte die Beschwerden der Regionen als 
unbegründet. Mit Bezug auf die Gründung der neuen Metropolstädte kamen die 
Verfassungsrichter zu dem Schluss, dass neu zu erschaffende Gebietskörperschaften, 
die jedoch konstitutive Einheiten der Republik im Sinne von Art. 114 Abs. 1 italienische 
                                                          
32
 D. Servetti, Il riordino delle funzioni provinciali nella legge Delrio e nel primo anno di attuazione, 
Il Piemonte delle Autonomie, 2/2015 und dazu auch neuerdings Lucilla Conte, Le potestà 
amministrative e la riforma costituzionale, www.forumcostituzionale.it, 2016 <15.02.2017>.  
33
 Siehe dazu  die Urteilsanmerkungen von: L. Vandelli, La legge „Delrio” all'esame della Corte: 
ma non meritava una motivazione più accurata?, Quaderni costituzionali, 2/2015, S. 393-396, Gian 
Candido De Martin, Marco Di Folco, L'emarginazione del principio autonomistico e lo svuotamento 
delle garanzie costituzionali per le istituzioni provinciali in una sentenza „politica”: Giurisprudenza 
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Verfassung sind, kraft Natur der Sache nur mittels eines staatlichen Gesetzes 
eingerichtet werden können, auch wenn Art. 117 Abs. 2, p) der italienischen Verfassung 
diese Gesetzgebungsbefugnis nicht explizit vorsieht. Andernfalls hätte es dem 
Gründungsverfahren der Metropolstädte an der notwendigen Uniformität gemangelt, da 
jede Region ein eigenes Verfahren hätte finden und regulieren müssen. 
Dementsprechend war das Gesetz „Delrio” kein Maßnahmegesetz (legge 
provvedimento), sondern bezweckte die gemeinsame Einrichtung aller Metropolstädte 
und beinhaltete ausdrücklich deren Auflistung. Dass die Einrichtung der Metropolstädte 
Hand in Hand mit der Abschaffung der entsprechenden Provinzen ging und dass alles 
ohne Einbeziehung der örtlichen Gemeinschaften gemäß Art. 133 Abs. 1 der italienischen 
Verfassung geschah, stellte auch keine Verletzung der Verfassung dar, denn das Gesetz 
erlaubt den Gemeinden außerhalb des metropolstädtischen Gebiets, wenn auch erst a 
posteriori, sich einem metropolstädtischen Gebiet eventuell anzuschließen und es erlaubt 
den Gemeinden innerhalb eines solchen Gebiets eventuell wieder auszutreten. Die 
voreilige Einrichtung der neuen Körperschaften, die schon im Jahr 2001 in die Verfassung 
aufgenommen worden waren, wurde von der Regierung gegenüber eines komplexeren, 
aber vielleicht ausgewogeneren Verfahren bevorzugt, das die Vorrechte der Kommunen 
mehr beachtet hätte.  
Zunächst wies der Verfassungsgerichtshof die Beschwerde bezüglich des indirekten 
Wahlrechts zurück, da  Art. 1 Abs. 5 in Verbindung mit Art. 114 Abs. 1 der italienischen 
Verfassung, im Gegensatz zu Art. 28 Abs. 1 Satz 2 des Grundgesetzes, eine direkte Wahl 
der Provinz- und Metropolräte nicht explizit vorschreibt. Das Prinzip der Volkssouveränität 
impliziere in der Tat keine unmittelbare Wahl aller Räte kommunaler 
Gebietskörperschaften; es könne im Gegenteil so ausgelegt werden, dass eine indirekte 
Wahl aus Mitgliedern  demokratisch legitimierter Organe eine der möglichen 
Ausgestaltungen dieses Prinzips darstellt. Auch die vermeintliche Unvereinbarkeit der 
indirekten Wahl mit Art. 3 Abs. 2 Satz 1 der Europäischen Kommunalcharta (EKC), die 
ausdrücklich vorschreibt, dass die Mitglieder der Kommunalräte aus freien, geheimen, 
gleichen, unmittelbaren und allgemeinen Wahlen hervorgehen sollen, komme nicht in 
Betracht und zwar aus zwei Gründen: (1) Die Charta könne nicht als Prüfungsmaßstab im 
Sinne von Art. 117 Abs. 1 der italienischen Verfassung herangezogen werden, weil ihre 
Bestimmungen nicht als bindendes Völkerrecht, sondern lediglich als Leitlinien oder, 
anders gesagt, als unverbindliche Absichtserklärungen gelten würden.
34
 (2) Falls die 
Vorschriften der Charta als bindend betrachtet werden sollten - so das zweite Argument - 
                                                          
34
 Siehe dazu  die kritische Anmerkung von: Davide Paris, Karin Oellers-Frahm, Zwei weitere 
völkerrechts-„unfreundliche” Entscheidungen des italienischen Verfassungsgerichtshofs aus dem 
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wäre eine indirekte Wahl mit den wahlverfassungsrechtlichen Grundsätzen der Charta 
nicht unvereinbar, denn  letztere seien substantiell zu verstehen, d.h. das nationale 
Gesetz soll «eine effektive Repräsentativität der betroffenen Gemeinschaft in den 
entsprechenden Organen gewährleisten». Diese Repräsentativität werde sichergestellt, 
indem «Mechanismen vorgesehen sind, die die tatsächliche Beteiligung derjenigen auf 
jeden Fall erlauben, deren Interessen betroffen sind». Diese Mechanismen existierten 
laut Verfassungsgericht, da die Mitglieder der Provinz- und Metropolräte solange 
Mitglieder dieser Kommunalräte bleiben , als sie im Gemeinderat sitzen oder den Posten 
des Bürgermeisters innehaben (nach dem Motto simul stabunt, simul cadent). Mit dieser 
sehr kreativen und ebenso dubiosen Auslegung wurde die indirekte Wahl der 
Kommunalräte daher gerettet, und zwar ohne dabei auf die Frage einzugehen, inwiefern 
die Provinzen und die Metropolstädte wirklich autonom bleiben können, wenn ihre 
Organe repräsentativ für die Gemeinden und nicht die eigenen Bevölkerungen sind.
35
 
Zum Schluss erklärte der Verfassungsgerichtshof, dass die Rechtssache hinsichtlich 
der Neuverteilung der Verwaltungsaufgaben aufgrund mangelnder 
Gesetzgebungsbefugnis des Staates gegenstandslos geworden war. Der Staat hatte in 
der Tat die Rahmenbedingungen und den Zeitplan der gesamten Neuordnung festgelegt. 
Aus diesem Grund hätten die Kläger kein rechtliches Interesse mehr daran gehabt, die 
Verletzung ihrer Kompetenzen zu rügen, nachdem sie sich mit dem Staat in der 
sogenannten “Vereinten Konferenz” verständigt hatten. Mit anderen Worten: Der 
Zentralstaat beabsichtigte, die regionale Neuverteilung der Verwaltungsaufgaben durch 
das Abkommen zu steuern, was eine Abweichung der verfassungsrechtlichen Verteilung 
der Gesetzgebungskompetenzen darstellt. Entgegen seiner früheren Rechtsprechung, 
die ausdrücklich das Abkommen als verfahrensinternen Verwaltungsakt beschrieb und 
gegen eine konsensgetragene Abweichung der Verteilung der 
Gesetzgebungskompetenzen sprach (vgl. Verfassungsgerichtshof, Urt. v. 7.07.2005, Nr. 
270/2005, §19), erkannte das Gericht nun im Grunde die Gesetzeskraft eines 
verwaltungsrechtlichen Abkommens zwischen dem Staat und den Regionen an.
36
 
Die territoriale Neuordnung und Umstrukturierung der intermediären Kommunalebene 
kann zweieinhalb Jahre nach dem Inkrafttreten des Gesetzes “Delrio” als nicht ganz 
vollzogen betrachtet werden, da alle Regionen ohne Sonderstatut die 
Verwaltungsaufgaben der Provinzen und Metropolstädte neu verteilt haben, aber nur 
teilweise das dafür notwendige Personal und die entsprechenden Gelder erhalten 
                                                          
35
 Giulio Salerno, La sentenza n. 50 del 2015: argomentazioni efficientistiche o neo-centralismo 
repubblicano di impronta neostatalistica?, www.federalismi.it, 7/2015 <15.02.2017>. 
36
 Zu diesem Aspekt der Argumentation des Verfassungsgerichts siehe: Alessandro Sterpa, Un 
„giudizio in movimento”: la Corte costituzionale tra attuazione dell'oggetto e variazione del 








 Die italienischen Provinzen und Metropolstädte kämpfen heute jedoch weiter 
ums Überleben, da der Zentralstaat die für die intermediäre Kommunalebene zur 
Verfügung gestellten Finanzmittel, darunter insbesondere staatliche Zuweisungen, stark 




Im Fall der vorgesehenen Verfassungsänderung (die jedoch mittlerweile im 
Referendum scheiterte) wäre den Provinzen schließlich die Existenzgarantie entzogen 
worden, denn das Wort “Provinz”, mit Ausnahme der Provinzen von Trient und Bozen, 
hätte aus dem gesamten Verfassungstext gestrichen werden sollen. Daraus folgt, dass 
ein ordentliches Gesetz die Provinzen vollständig hätte abschaffen können. Artikel 40 
Abs. 4 des Verfassungsänderungsgesetzes sah jedoch vor, dass «allgemeine rechtliche 
Aspekte hinsichtlich der weiträumigen Gebiete (aree vaste) durch Staatsgesetz geregelt 
werden, während zusätzliche Bestimmungen durch ein regionales Gesetz erlassen 
werden können». Das hätte man so interpretieren können, dass es weiterhin eine 
intermediäre verfassungsrechtlich gewährleistete Kommunalebene gäbe, unabhängig 
davon, ob sie mit “Provinz” oder mit einem anderen Namen betitelt wäre. Da aber diese 
Vorschrift in die Schlussbestimmungen der Reform und nicht in den Art. 114 Abs. 1 der 
italienischen Verfassung aufgenommen worden wäre, hätte man ihre Bedeutung sowieso 
nicht überinterpretieren müssen: Ihr Zweck war lediglich, die Gesetzgebungsbefugnis 
zwischen Staat und Regionen für den Fall neu zu regulieren, dass der ordentliche 
Gesetzgeber entschieden hätte, diese Ebene beizubehalten.
39 
Die Metropolstädte 
hingegen hätten ihre verfassungsrechtliche Existenzgarantie behalten, da sie mit 
Regionen und Gemeinden weiterhin als konstitutive Einheiten der Italienischen Republik 
zu verstehen waren. Diese Differenzierung zwischen Provinzen und Metropolstädten, die 
schon im ordentlichen Gesetz skizziert ist, implizierte aber, dass Entwicklungsdefizite 
zwischen weiträumigen metropolstädtischen Gebieten und weiträumigen nicht-
metropolstädtischen Gebieten und ebenso auch zwischen Regionen mit Metropolstädten 
                                                          
37
 Für die 8.000 von ungefähr 20.000 Mitarbeitern, die noch nicht outplaced wurden, hat der Staat 
mit Gesetz 208/2015 die  notwendigen Gelder zur Verfügung gestellt 
http://www.quotidianoentilocali.ilsole24ore.com <15.02.2017>.  
38
 Insbesondere hat Stabilitätsgesetz Nr. 190/2014 die Finanzzuweisungen an die Provinzen 
massiv gekürzt und de facto eine Zwangsabgabe eingeführt, da es vorsah, dass die Provinzen dem 
Staat 1 Mrd. Euro im Jahr 2015, 2 Mrd. Euro im Jahr 2016 und 3 Mrd. Euro im Jahr 2017 zahlen 
sollten. 
39
 G. Gardini, Brevi note sull'incostituzionalità sopravvenuta della legge Delrio, www.federalismi.it, 
19/2016 <15.02.2017>; F. Fabrizzi, La Corte e le province, tra Costituzione vigente e Costituzione 
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und Regionen ohne Metropolstädte hätten verstärkt werden können.
40 
Es bleibt ungewiss, 
ob dieser Reorganisation des Kommunalsystems gute wirtschaftliche Gründe zugrunde 
liegen, nämlich eine Verbesserung der italienischen Wettbewerbsfähigkeit, woraus sich 
die Notwendigkeit räumlicher Machtverschiebungen ergibt, oder ob die Reorganisation 
des Kommunalsystems eher auf zufälligen Elementen oder auf demagogischen und 
sogar populistischen Überlegungen basiert (letzteres scheint tatsächlich der Fall für die 
Abschaffung der Provinzen zu sein).
41
 
VI. DIE „ANPASSUNGSFÄHIGEN” KOMMUNEN: DIE SITUATION DER GEMEINDEN 
Die Probleme in Bezug auf die Gemeinden weisen eine Reihe von Besonderheiten 
auf, die sie von denen der Provinzen unterscheiden, vor allem hinsichtlich der 
Repräsentativität und der Identifikation der Einwohner: aus politisch-historischer Sicht 
sind die Gemeinden deutlich tiefer verankert und zeichnen sich angesichts der Nähe zur 
Bevölkerung durch eine viel stärkere Verantwortlichkeit gegenüber dieser aus.
42
 Die 
heutige Verfassung unterscheidet zwischen den Gemeinden, denen die 
Verwaltungsbefugnisse in erster Linie zugesprochen werden (Art. 118 Abs. 1 italienische 
Verfassung) und den anderen Gebietskörperschaften, einschließlich der Provinzen und 
Metropolstädten, denen  Verwaltungsbefugnisse nur in begrenztem Rahmen 
zugesprochen werden, um die einheitliche Ausübung auf der Grundlage der Prinzipien 
der Subsidiarität, der Differenzierung und der Angemessenheit zu gewährleisten. Des 
Weiteren erfolgen Gebietsänderungen der Gemeinden aufgrund eines regionalen 
Gesetzes nach Anhörung der Gemeinde (Art. 133 Abs. 2 italienische Verfassung), 
während Gebietsänderungen der Provinzen auf Initiative der Gemeinden und nach 
Anhörung der betreffenden Region durch Gesetz der Republik stattfinden. (Art. 133 Abs. 
1 italienische Verfassung). Das heißt, die Provinzen werden in der Regel nicht angehört, 
aber eine Änderung ihrer Gebiete kann nur auf Initiative der Gemeinden erfolgen, die 
deshalb auch verfassungsrechtlich als echte Pfeiler der kommunalen Organisation 
angesehen werden müssen.
43
 Das Problem mit den Gemeinden ist daher ihre gewisse 
                                                          
40
 J. Luther, Erwartungen und Zumutungen des italienischen Verfassungsreferendums, JöR, 
Februar 2016. 
41
 So: Gino Scaccia, Relazione introduttiva: Territorio, in: Atti del Convegno AIC - Di alcune grandi 
categorie del diritto costituzionale, 2016. 
42
 A. Petracchi, Le origini dell'ordinamento comunale e provinciale italiano, 1962, passim. 
43
 So auch: Luciano Vandelli, Sovranità e federalismo interno l'autonomia territoriale all'epoca 
della crisi, Le Regioni, 2012, S. 845-898. Für eine kritische Betrachtung bezüglich der Wahrung und 
Zukunft des Kommunalverwaltungssystems in Italien, siehe Sabrina Ragone, El régimen local 
italiano: ¿un sistema “en peligro de extinción”? Reflexiones a raíz del actual proceso de reforma, in: 
Tomás Font i Llovet, Alfredo Galán Galán (Hrsg.), Anuario del Gobierno Local 2011. Gobierno 
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Unantastbarkeit, was in einer großen Anzahl von kleinen Gemeinden und den damit 
verbundenen, im Laufe der Zeit entstandenen Kosten resultierte. Daher sind die ersten 
Opfer des Gesetzgebers die kleinen Gemeinden gewesen, die gezwungen wurden, 
Zweckverbände (unioni di comuni) zu errichten, um ihre Verwaltungsaufgaben 
gemeinsam wahrzunehmen.  
Aus den zuvor genannten Gründen und angesichts des Drucks, der von den 
Finanzmärkten und der internationalen Gemeinschaft hinsichtlich der Kostenreduzierung 
des öffentlichen Sektors ausging, plante die Regierung Berlusconi im Sommer 2011, 
diesen Forderungen mit zwei normativen Akten zu begegnen, die nacheinander 
beschlossen wurden, um die Anpassungsmaßnahmen des Vorjahres aufzunehmen. Die 
erste fand Ausdruck im Gesetzesdekret Nr. 98/2011 (Disposizioni urgenti per la 
stabilizzazione finanziaria), das durch das Gesetz Nr. 111/2011 (Ulteriori misure urgenti 
per la stabilizzazione finanziaria e per lo sviluppo) umgewandelt wurde und die zweite in 
einem Gesetzesdekret (Disposizioni urgenti per la stabilizzazione finanziaria) Nr. 
138/2011 (Ulteriori misure urgenti per la stabilizzazione finanziaria e per lo sviluppo), 
umgewandelt durch das Gesetz Nr. 148/2011 (Riduzione  dei  costi  relativi  alla  
rappresentanza  politica  nei Comuni  e razionalizzazione  dell’esercizio  delle  funzioni  
comunali). In diesem Zusammenhang ist Art. 16 des Umwandlungsgesetzes Nr. 148
44
 
von besonderem Interesse, da er zu einer substantiellen Veränderung der Institutionen 
und der Verwaltungsorganisation der kleinsten Gemeinden
 
führen sollte, die für ein 
System der gemeinsamen Ausübung der Aufgaben ausgewählt wurden (dies wurde als 
eine mögliche Alternative zur Fusion präsentiert).
45
 Zu diesem Zweck wurde ein Jahr 
                                                          
44
 Bemerkenswert sind in dieser Hinsicht die Änderungen, die mit dem Umwandlungsgesetz 
vorgenommen worden waren: Art. 16 des Gesetzes hat insbesondere die Vorschrift abgeschafft, 
nach der  Gemeinden unter 1.000 Einwohner über ein einziges Regierungsorgan verfügen konnten. 
Siehe dazu: Corrado D’Andrea, I Comuni polvere: tra dissoluzione pilotata e salvataggio delle 
funzioni. Alcune note a commento dell’art. 16 della «manovra bis», www.federalismi.it.  
45 
Die Artikel 117 und 133 Abs. 2 der italienischen Verfassung, zusammen mit Art. 15 des 
gesetzgeberischen Dekretes Nr. 267/2000 (Testo Unico Enti Locali) regeln die Gemeindefusion. Im 
Allgemeinen haben die Regionen das Recht, die Gebietsabgrenzungen und Benennungen der 
Gemeinden abzuändern. In der Vergangenheit haben sowohl der Staat als auch die Regionen 
Finanzbeihilfe zur Fusion der Gemeinden gewährleistet, allerdings hatte dies keinerlei Wirkung. 
Siehe: Luciano Vandelli, Le forme associative tra enti territoriali, 1992; Claudia Tubertini, Las 
formas de asociación y de cooperación entre los entes locales en Italia, in: Juan Climent Barberá, 
José María Baño León (Hrsg.), Nuevas perspectivas del régimen local: estudios en homenaje al 
profesor José Mª Boquera Oliver, 2002, S. 1013 ff.; Rita Filippini, Alessandra Maglieri, Le forme 
associative tra enti locali nella recente legislazione regionale: verso la creazione di differenti modelli 
ordinamentali, Le Istituzioni del Federalismo, 3-4/2008, S. 341 ff.; Franco Rubino, Le unioni di 
Comuni nella dottrina e negli studi empirici, 2010. Zu den spezifischen Problemen der kleinsten 
Gemeinden siehe: Alfonso Celotto, Antonio D’Aloia, Carlo Pietrobelli, Giulio Vesperini (Hrsg.), I 
piccoli Comuni nel sistema dei poteri locali. Profili problematici e proposte, 2008; Silvia Bolgherini, 
Piccoli Comuni, unioni, intercomunalità, 2009; Giuseppe Castrnovo, L’accorpamento dei piccoli 
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nach der Veröffentlichung im Gesetzblatt für die erste Wahl nach dem 13. August 2012 für 
Gemeinden mit weniger als 1.000 Einwohnern die Gründung eines besonderen 
Zweckverbandes (unione di comune speciale) zur Erledigung aller Verwaltungsaufgaben 
und Dienstleistungen in ihrer Kompetenz rechtlich zwingend vorgeschrieben.
46
 
Gemeinden mit einer größeren Einwohnerzahl waren ebenfalls verpflichtet, sich zu einem 
normalen Zweckverband (unione di comuni) nach Art. 32 Abs. 1 T.U.E.L. 
zusammenschließen, um Kernaufgaben oder - alternativ - alle Aufgaben und 
Dienstleistungen gemeinsam auszuüben.
47
 Die minimale Bevölkerungszahl für einen 
Zweckverband lag bei 5.000 Einwohnern (oder bei nur 3.000, wenn es sich um Verbünde 
in Berggebieten handelte, sogenannte “comunità montane”), wobei die Regionen nach 
dem Inkrafttreten zwei Monate Zeit hatten, um ein anderes Kontingent festzulegen.
48
 
Die interessierten Gemeinderäte konnten innerhalb von sechs Monaten nach dem 
Inkrafttreten des Gesetzes den Vorschlag für einen Zweckverband diskutieren (März 
2012), damit die jeweilige Region die Verbünde entsprechend der Vorschläge oder, 
soweit nötig, aus eigener Initiative vor Ende 2012 einrichten konnte. Die Regelung wirkte 
sich auch auf die institutionelle Organisation und die Aufgaben aus: Die Organe der 
kleineren Gemeinden mit bis zu 1.000 Einwohnern wurden  auf Räte oder Bürgermeister 
reduziert.
49
 Die einzigen Aufgaben, die in den Händen der kleinen Gemeinden bleiben 
sollten, waren jene, die direkt vom Staat übertragen wurden: im Wesentlichen das Melde- 
und Personenstandsregister, öffentliche Ordnung und Sicherheit. Im Allgemeinen hätten 
alle Personalmittel und Ressourcen auf die Gemeindeverbünde übertragen werden 
                                                          
46
 Der Unterschied zwischen den zwei Verwaltungsformen der Zweckverbände wurde zunächst 
gemildert (mit Gesetzesdekret Nr. 95/2012, Art. 19) und dann völlig beseitigt durch Gesetz Nr. 
56/2014. 
47
 Abs. 2 des Artikels bezog sich explizit auf das Gesetzesdekret Nr. 78/2010 (“Misure urgenti in 
materia di stabilizzazione finanziaria  e di competitività económica”), umgewandelt in Gesetz Nr. 
122/2010, dessen Art. 14 Abs. 28 vorsah, dass die Gemeinden mit einer Bevölkerung zwischen 
1.000 und 5.000 Einwohnern ihre Kernaufgaben durch Vereinbarung (convenzione) oder 
Zweckverband (das gleiche gilt für Gemeinden mit weniger als 3.000 Einwohnern in einer 
Berggemeinde) ausüben. Laut Art. 14 Abs. 27 wurden die Kernaufgaben mit Bezug auf Art. 21 Abs. 
3 des Gesetzes Nr. 42/2009 (Delega al Governo in materia di federalismo fiscale, in attuazione 
dell’articolo 119 della Costituzione) identifiziert als: a) allgemeine Managementfunktionen, 
Verwaltung und Kontrolle; b) lokale Polizeiaufgaben; c) Aufgaben der Bildung, einschließlich 
Kindergärten, Unterstützung und Verpflegung in der Schule und Bauindustrie; d) Aufgaben im 
Bereich der Dienstleistungen und des Verkehrs; e) Aufgaben der Landbewirtschaftung und des 
Umweltschutzes; f) Aufgaben des sozialen Sektors. Beide Vorschriften wurden durch Art. 19 Abs. 1, 
a) b) des Gesetzesdekretes Nr. 95/2012 geändert. 
48
 Eine systematische Auslegung aller gesetzlichen Maßnahmen in diesem Sachbereich bietet 
unter anderen: Michele Massa, D.L. n. 95/2012: Funzioni fondamentali dei comuni ed esercizio 
associato di funzioni e servizi: altre novità del decreto-legge sulla cd. spending review, 
www.dirittiregionali.org, 16. Juli 2012 <15.02.2017>. 
49 
Solange größere Gemeinden betroffen sind, ist deren institutioneller Rahmen in Abs. 17 des 
gleichen Artikels festgelegt. Siehe: ein schematischer Kommentar zu dem Gesetzesdekret in “Nota 
di lettura. Articolo 16 del Decreto Legge Nr. 138/2011, convertito nella legge Nr. 148/2011 (Manovra 
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sollen. Gleichzeitig sollte der Gemeindeverbund drei Organe erhalten: (1) einen Rat, der 
sich aus den Bürgermeistern zusammensetzt (und für die erste Phase waren zwei 
Gemeinderäte vorgesehen, einer als Vertreter der Mehrheit und einer der Opposition), (2) 
eine Verbundregierung sowie (3) ein Präsident, der vom Rat gewählt wird (der de facto 
die Aufgaben eines Bürgermeisters wahrnimmt). Jeder Verbund hätte sich ein Statut 
geben können, um die Funktionsweise der Organe und ihr Verhältnis zueinander zu 
regeln. Artikel 16 regelte in Bezug auf das Statut der Organe der Gemeindeverbünde eine 
Reihe von Verboten der Kumulierung von Vergütungen für öffentliche Amtsträger.
50
  In 
ökonomischer Hinsicht wurden dadurch gemeinsame Instrumente der Buchhaltung in den 
Verbünden eingeführt, der interne Stabilitätspakt auf eine weitaus größere Anzahl von 
Gemeinden ausgedehnt und der Präfekt mit einer Überwachungsrolle hinsichtlich der 
Normen zur Reduzierung der öffentlichen Ausgaben ausgestattet. 
Diese Regelung, die die Errichtung eines Zweckverbandes für viele Gemeinden 
notwendig machte (diejenigen, die weniger als 1.000 Einwohner haben machen ungefähr 
ein Viertel aus), verfolgte also zwei Ziele: die Gemeindeidentität, wenngleich nur 
teilweise, zu bewahren und gleichzeitig die gemeinsame Aufgabenausführung verbindlich 
zu machen. Sie gab vor, auch die gesetzten Ziele des Sparkurses zu erreichen und zwar 
durch die Begrenzung der Steuerfinanzierung und die Reduzierung der Gemeindeorgane 
sowie dadurch, dass es nun unmöglich war, Vergütungen aus verschiedenen 
Lokalmandaten zu summieren. Jedoch muss man sagen, dass es kurzfristig nicht zu 
einer Reduzierung des Personals kommen wird, sondern eher nur zu einer 
Neuzuweisung, da sich alle Aufgaben auf die Zweckverbände verlagern werden. Die 
Fristen zur Errichtung von Zweckverbänden wurden regelmäßig durch gesetzliche 
Maßnahmen mehrfach verlängert, während den Gemeinden nach der gelungenen 
Errichtung der Körperschaft Finanzbeihilfen zugewiesen wurden. Obwohl die Praxis eine 
Präferenz für die Zweckverbände anstelle von Zusammenschlüssen offenlegt,
51
 ist zum 
ersten Mal seit Jahrzehnten im Jahr 2016 die Gesamtzahl der Gemeinden unter die 
Schelle von 8.000 gesunken, da relativ viele Fusionen von Gemeinden (insbesondere in 
Piemont und Emilia-Romagna) stattgefunden haben. 
4.1 Die Beschwerden gegen die Gemeindereform 
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 Die gleiche Logik von Einsparungen ist in Art. 14 Abs. 19 vorhanden, der vorgibt, dass in 
Gemeinden mit weniger als 15.000 Einwohnern Ratssitzungen nicht während allgemeiner 
Arbeitszeit erfolgen dürfen. 
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Die betroffenen Gebietskörperschaften reagierten auf den Beschluss dieser 
gesetzgeberischen Akte erwartungsgemäß mit starker Ablehnung, die sich in zahlreichen 
Beschwerden hinsichtlich der Verfassungswidrigkeit der verschieden 
Gesetzesvorschriften niedergeschlagen hat. Die vorgetragenen Mängel beziehen sich 
sowohl auf den Inhalt als auch die Methode der Reform, einschließlich der verwendeten 
Rechtsquelle.
52
 Im Ergebnis wurde zunächst bestritten, dass es sich um einen 
„außergewöhnlichen Fall des Notstands und der Dringlichkeit” handelte ( der für die 
Verabschiedung eines Gesetzesdekretes nach Art. 77 Abs. 1 der italienischen Verfassung 
Voraussetzung ist). Hierfür werden verschiedene Gründe vorgetragen: Zum einen seien 
die Regeln selbst nicht sofort anwendbar, zum anderen sei das von ihnen verfolgte Ziel, 
Gelder einzusparen, weder quantifizierbar noch wird es im Text hinreichend begründet, 
weshalb sie keine dringende Intervention rechtfertigen würden, sondern auch im Wege 
der normalen Gesetzgebung hätten erlassen werden können. Zudem können diese 
Zwangszusammenschlüsse als Versuch verstanden werden, die Kompetenzen zu 
umgehen, die die Verfassung den Regionen hinsichtlich der Schaffung von neuen 
Gemeinden und ihrer Änderung auf ihrem Gebiet zuspricht (Art. 133 Abs. 2 der 
italienischen Verfassung). Denn die Übertragung aller Aufgaben auf eine neue 
Gebietskörperschaft führe de facto dazu, dass diese die einzige lokale 
Verwaltungseinheit
53
 wird und damit die Gemeinden ohne Berücksichtigung des dafür in 
der Verfassung vorgesehenen Verfahrens auflöst. Die Gründung von 
Gebietskörperschaften würde auch die Macht der Regionen in Bezug auf diese 
Körperschaften untergraben.
54
 Darüber hinaus wird auch Art. 114 Abs. 1 und 2 der 
italienischen Verfassung für verletzt gehalten, weil der nationale Gesetzgeber nicht befugt 
sei, die Gemeinden ihrer Aufgaben und Dienste zu berauben.
55
 Es wurde argumentiert, 
dass der Staat weder allgemeine Differenzierungen vornehmen dürfe, noch neue 
verpflichtende Gebietskörperschaften anstelle der kleinen Gemeinden kreieren könne. So 
würden zwei verschiedene Gruppen von Gemeinden mit unterschiedlichen institutionellen 
Charakteristika eingeführt, wodurch Art. 114 Abs. 1 der italienischen Verfassung verletzt 
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 Siehe insbesondere die Beschwerde der Region Emilia-Romagna (Nr. 144/2011, in: Gazzetta 
Ufficiale, 1ª Serie Speciale, Corte Costituzionale Nr. 54 vom 28. Dezember 2011). 
53
 Siehe Beschwerde der Region Lazio (Nr. 134/2011, in: Gazzetta Ufficiale, 1ª Serie Speciale, 
Corte Costituzionale Nr. 52 vom 14 Dezember 2011). 
54
 Siehe Beschwerde der Region Toskana (Nr. 133/2011, in: Gazzetta Ufficiale, 1ª Serie Speciale, 
Corte Costituzionale Nr. 52 vom 14. Dezember 2011). Diese erwähnt das Urteil Nr. 261/2011, in 
dem das Verfassungsgericht erklärte, dass - abgesehen von den exklusiven Zuständigkeiten nach 
Art. 117, Abs. 2 p) italienische Verfassung - es hinsichtlich des Gemeindegebiets die Region ist, die 
das Kommunalwesen regelt; dies hat seine Verfassungsgrundlage im Art. 133 Abs. 2 der 
italienischen Verfassung. 
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 Siehe Beschwerde der Region Apulien (Nr. 141/2011, in: Gazzetta Ufficiale, 1ª Serie Speciale, 
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werde, der als Grundlage der Statusgleichheit zwischen den Gebietskörperschaften 
verstanden wird. Schließlich würde der ausdrückliche Verweis auf die Kernaufgaben im 
Art. 117 Abs. 2 p) die Tür dafür öffnen, dass die Regionen darüber entscheiden könnten, 
welche Ebene diese Aufgaben am besten erfüllen kann, unter Berufung darauf, dass die 
Region selbst entscheiden könnte, welche Aufgaben sie überträgt. Gleichzeitig 
behaupteten die Regionen, dass die detaillierte Natur der infrage stehenden 
Gesetzgebung nicht zu den "Grundprinzipien für die Koordinierung der öffentlichen 
Finanzen" gehöre, die der Staat laut Art. 117 Abs. 3 der italienischen Verfassung regeln 
kann. Ein weiteres vorgetragenes Argument war, dass der Staat von Verfassungswegen 
nur das Wahlsystem, die Regierungsorgane und die „Kern”aufgaben der Gemeinden, 
Provinzen und Metropolstädte regeln dürfe (Art. 117 Abs. 2 p) der italienischen 
Verfassung), aber nicht die Gründung anderer notwendiger Gebietskörperschaften und 
deren Verhältnis zueinander.  
Die Verfassungsbeschwerden der Regionen bezüglich des genannten 
Gesetzesdekrets Nr. 95/2012 waren hauptsächlich auf die Ausgabenkürzungen gerichtet, 
die die regionalen Interessen beeinträchtigen. Zum einen prangerten die Regionen mit 
Sonderstatut an, dass das Gesetzesdekret zum Zwecke des nationalen Sparkurses 
regionale Ausgabenkürzungen vorsah, ohne vorher die betroffenen Regionen zu 
konsultieren. Außerdem fochten sie an, dass diese Kürzungen auf unbestimmte Zeit 
fixiert waren und dass einige Maßnahmen letztendlich subsidiäre Befugnisse für den 
Staat implizieren, was eine Verletzung der regionalen Autonomie darstelle. Zum anderen 
beschwerten sich Regionen ohne Sonderstatut darüber, dass das Gesetzesdekret die 
essentiellen Funktionen der Gebietskörperschaften definiert, weshalb den Regionen 
lediglich die Kompetenz der Planung und Koordination der Gebietskörperschaften bleibt. 
Die Regionen ohne Sonderstatut beanstandeten, dass dies eine Verletzung des bereits 
erwähnten Art. 117 Abs. 2, p) der Verfassung darstellen würde, denn dieser Artikel gäbe 
dem Staat keine so weitreichende Kompetenz. In Bezug auf diese erste Beschwerdelinie 
wurde auch vorgebracht, dass es dem Staat schlicht unmöglich sei, essentielle 
Funktionen innerhalb von legislativen Kompetenzen der Regionen zu definieren. Im Zuge 
der zweiten Beschwerdelinie hinsichtlich der den (kleinen) Gebietskörperschaften 
auferlegten kollektiven Ausübung von administrativen Funktionen, prangerten die 
Regionen prinzipiell an, dass die Instrumente zur Herbeiführung von Fusionen und 
Zusammenschlüssen als obligatorische Instrumente reguliert worden waren und nicht 
bloß als freiwillige Instrumente. Um im Einklang mit der Verfassung zu stehen, hätten sie 
als letzteres konzipiert werden müssen, (denn diese nennt nur Regionen, Provinzen, 
Metropolstädte und Gemeinden als Elemente, aus denen sich der Staat zusammensetzt). 
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Anwendung dieser Instrumente; eine Rolle, die darauf beschränkt war, die beste 
territoriale „Größe” für die kollektive Ausübung von administrativen Funktionen 
auszuwählen. 
Zudem fochten mehrere Regionen das bereits erwähnte Gesetz 56/2014 an. Die erste 
gemeinsame Beschwerde richtete sich darauf, dass der Staat keine legislative 
Kompetenz für die Errichtung von Metropolstädten habe, gemäß der wörtlichen 
Auslegung des Art. 117 Abs. 2 p) der Verfassung, der festschreibt, dass der Staat nur das 
Wahlsystem, die Regierungsorgane und die „Kern”aufgaben der Gemeinden, Provinzen 
und Metropolstädte regeln dürfe. Die Regionen beharrten ebenfalls darauf, dass es 
außerhalb der Kompetenz des Staates liege, den Hauptstadtteil der Metropolstädte zu 
bestimmen und betonten zudem wieder, dass der Staat keine generelle Kompetenz im 
Bereich von kollektiven Instrumenten (Fusionen und Zusammenschlüsse) besitze. Sie 
fochten auch wieder die dem Staat übertragenen subsidiären Befugnisse an, die zum 
Tragen kommen würden, falls die zukünftige Vereinbarung der „Vereinten Konferenz” 
über die neue Zuweisung von administrativen Funktionen nicht binnen sechs Monaten 
von den Regionen implementiert worden war. 
4.2. Die drei Urteile des Verfassungsgerichtshofs 
Die Klagen der Regionen wurden durch zwei sogenannte “Zwillingsurteile” im Jahr 
2014 vom italienischen Verfassungsgerichtshof für unbegründet erklärt. Mit den beiden 
Urteilen hat der Verfassungsgerichtshof eine durchaus zentralistische Auslegung der 
italienischen Verfassung befürwortet, die dem Zeitgeist der Austerität, der Einschränkung 
der kommunalen Selbstverwaltung und der Verstaatlichung der Kompetenzen entsprach, 
denn alle Beschwerden der  Gebietskörperschaften gegen die gesetzlichen Maßnahmen 
der Regierungen Berlusconi und Monti zur zwangsweise herbeigeführten 
Zusammenarbeit der Gemeinden wurden aufgrund der vorrangigen Organisationsgewalt 
des Staates klar abgewiesen.  
Laut dem Urteil vom 10.02.2014, Nr. 22/2014
56
 steht es dem Staat frei, gemäß Art. 117 
Abs. 2, p) der italienischen Verfassung durch Gesetz die Kernaufgaben der Gemeinden 
so zu bestimmen, dass darunter auch Sachgebiete fallen, die ansonsten zur 
gesetzgeberischen Kompetenz der Regionen gehören. Das ist zum Beispiel der Fall für 
einige kommunale Dienstleistungen gewesen, die von Art. 19 des Gesetzesdekretes Nr. 
95/2012 den Gemeinden als deren Kernaufgaben zugewiesen worden waren, obgleich 
vom Prinzip her die Regionen in diesem Sachgebiet über eine eigene gesetzgeberische 
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Befugnis zu deren Bewirtschaftung und Organisation verfügt hätten. Der Gerichtshof 
behauptete dagegen, dass die gesetzgeberische Kompetenz der Regionen vom 
Gesetzesdekret nicht eingeschränkt worden sei, da das Gesetz nur die materiellen 
Bereiche der gemeindlichen Selbstverwaltung bestimmte, nicht aber die Art und Weise 
wie die Gemeinden ihre Aufgaben erfüllen sollten. Im Grunde könne der staatliche 
Gesetzgeber frei bestimmen, was eine Kernaufgabe ist (§ 4.1 der Begründung). Des 
Weiteren hat der Verfassungsgerichtshof auch die zweite und dritte Klage gegen die 
anderen Vorschriften des Gesetzesdekretes abgewiesen, nach denen die Gemeinden mit 
bis zu 5.000 Einwohnern (oder bis zu 3.000 Einwohnern wenn es sich um Berggebiete 
handelt) ihre Aufgaben gemeinsam in einem Zweckverband (unione di comuni) oder 
durch öffentlich-rechtliche Vereinbarung (convenzione) ausüben müssen. In diesem Fall 
sind die Verfassungsrichter davon ausgegangen, dass es dem Staat erlaubt sei, 
Zusammenschlüsse von Gemeinden und ihrer politischen Organe per Gesetz zu 
gestalten, obwohl in der Vergangenheit die Neuordnung und Regelung der 
Zusammenschlüsse von Berggemeinden als Sachgebiet erklärt wurde, das in die 
Restgesetzgebungsbefugnis der Regionen nach Art. 117 Abs. 4 der Verfassung fiel. Denn 
die angefochtene Regelung enthielt aus Sicht des Verfassungsgerichtshofs keine 
Detailnormen, sondern nur Prinzipien zur Koordinierung der öffentlichen Finanzen 
(gemäß Art. 117 Abs. 3 der italienischen Verfassung) aufgrund derer auch die 
Restgesetzgebungsbefugnis der Regionen eingeschränkt werden dürfe, soweit die 
Grundsätze der Zumutbarkeit und der Verhältnismäßigkeit berücksichtigt werden (§§ 4.2. 
und 4.3 der Begründung).
57
 
Mit dem Urteil vom 10.03.2014, Nr. 44/2014
58
 hat der Verfassungsgerichtshof weitere 
Klagen vieler italienischer Regionen gegen das Gesetzesdekret Nr. 95/2012 abgewiesen. 
Zunächst wurde die Beschwerde gegen die Regelung in Form eines Gesetzesdekrets 
gemäß Art. 77 Abs. 1 der italienischen Verfassung als unzulässig erklärt, da es sich nicht 
um eine grundlegende Reform des Kommunalsystems handele. Der Gerichtshof hat 
insbesondere klargemacht, dass die Vorschriften, die eine besondere Verwaltungsform 
für Gemeinden unter 1.000 Einwohnern festlegen, nicht gegen die gesetzgeberische 
Kompetenz der Regionen zur Errichtung neuer Gemeinden verstoßen, sondern gemäß 
Art. 117 Abs. 3 der Verfassung erlassen worden waren, denn das Gesetzesdekret sehe 
eine Fusion der kleinen Gemeinden oder eine Änderung von deren Gebieten nicht vor. 
Sinn und Zweck der Maßnahme sei es vielmehr, die öffentlichen Ausgaben mittels einer 
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 Siehe: Paola Bilancia, L’associazionismo obbligatorio dei Comuni nelle più recenti evoluzioni 
legislative, www.federalismi.it, 16/2012, S. 7-9 <15.02.2017>; Massa (Fn. 51), S. 114. 
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gemeinsamen Ausübung der Verwaltungsaufgaben und Dienstleistungen kleinerer 
Gemeinden zu rationalisieren und zu verringern. Auch die entsprechende Befugnis des 
Präfekten, die Gemeinden zur gemeinsamen Ausübung ihrer Aufgaben zwingen zu 
können, sei verfassungskonform, wenn diese innerhalb der gegebenen Zeit keinen 
Pflichtverband errichtet oder keine Pflichtvereinbarung unterzeichnet haben (sogenannte 
Ersetzungsbefugnis). Schließlich wurde auch die Beschwerde der Region Sardinien für 
unbegründet erklärt, da die Vorschriften des Gesetzesdekretes für die Regionen mit 
Sonderstatut nur unter Vorbehalt anwendbar sind; d.h. die ausschließliche 
Gesetzgebungsbefugnis der Regionen mit Sonderstatut im Kommunalwesen wird nicht 
berührt, da das Gesetzesdekret eine Schutzklausel enthält, die ein entsprechendes 
Sonderverfahren zur Anwendung der ausschließlichen Gesetzesbefugnis vorschreibt. Nur 
einige, weniger bedeutendere, Bestimmungen wurden vom Gericht für verfassungswidrig 
erklärt: Zum einen gilt dies für die Bestimmungen, die den Gemeinderäten der kleinsten 
Gemeinden vorschrieben, zur gemeinsamen Ausübung obligatorisch Stellung zu nehmen 
und mit absoluter Mehrheit darüber zu entscheiden; zum anderen gilt dies für die 
Bestimmungen, die vorsahen, dass zumindest ein Vertreter der gemeindlichen 
Zweckverbände der Minderheit angehören muss. Diese Vorschriften waren nämlich nicht 
mit der Koordinierung der öffentlichen Finanzen zu rechtfertigen und verstießen daher 
auch gegen die Restgesetzgebungskompetenz der Regionen (Art. 117 Abs. 4 italienische 
Verfassung) und die Verordnungsgewalt der  Gebietskörperschaften der Republik (Art. 
117 Abs. 6 italienische Verfassung).  
Ein weiteres Urteil Nr. vom 24.03.2015, 50/2015
59
 hat die neue gesetzliche Regelung 
der Zweckverbände bestätigt. Das Gericht hat insbesondere klargestellt, dass es dem 
staatlichen Gesetzgeber nach Art. 117 Abs. 2 p) italienischer Verfassung frei steht, 
Zweckverbände zu regeln, denn diese sind, trotz der Begriffsbestimmung in Art. 1 Abs. 4 
des Delrio Gesetzes, keine autonomen Gebietskörperschaften und fallen daher als 
Sachgebiet nicht in die Gesetzgebungszuständigkeit der Regionen nach Art. 117 Abs. 4 
der italienischen Verfassung. In dieser Hinsicht gab der Gerichtshof seine alte 
Rechtsprechung auf, wonach Zweckverbände als nicht-konstitutive 
Gebietskörperschaften der Republik von den Regionen geregelt werden sollen, und 
erkannte implizit an, dass die Koordinierung der öffentlichen Finanzen es dem Staat 
erlaubt, sich diese Kompetenz selbst anzueignen. Ebenso würden die Vorschriften, die 
die Gemeindefusion regeln, nicht gegen die verfassungsgarantierte 
Gesetzgebungsbefugnis der Regionen verstoßen, da die Gemeindefusion durch 
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Auflösung einer Gemeinde in eine andere Gemeinde (fusione per incorporazione) nicht 
die Errichtung einer neuen Gemeinde im Sinne vom Art. 133 Abs. 2 italienischer 
Verfassung darstellt, sondern eine Frage der Auflösung und der folgenden Angliederung 
einer Gemeinde, was in das Sachgebiet „Gemeindeordnung” fällt, die nach Art. 117 Abs. 
2 p) italienische Verfassung vom Zentralstaat geregelt werden kann. Diese letztere 
Auffassung des Gerichtshofs scheint aber sachlich nicht angemessen, da der Gerichtshof 
zwischen dem Zusammenschluss durch Angliederung und dem Zusammenschluss durch 
Auflösung einer alten Gemeinde und Errichtung einer neuen nicht unterschieden hat. In 
dieser letzten Hinsicht wäre die Gesetzgebungskompetenz der Regionen durchaus 
berührt.  
Insgesamt hat der italienische Verfassungsgerichtshof die gesetzlichen Maßnahmen, 
die die Selbstverwaltung der Kommunen hauptsächlich durch Einschränkung der 
Gesetzgebungsbefugnisse der Regionen eingegrenzt haben, bestätigt. Wie im nächsten 
Abschnitt dargestellt wird, ist eine solche Rechtsprechung kein isoliertes, sondern ein 
weit verbreitetes Beispiel vieler europäischer Staaten.  
V. DIE REFORMEN DER KOMMUNALVERWALTUNG IN EUROPÄISCH-
VERGLEICHENDER PERSPEKTIVE 
Die Fragmentierung des Staates in viele kleine Einheiten, ist nicht nur ein 
italienisches,
60
 sondern auch ein französisches Problem. In Frankreich ist die Gemeinde 
eine verfassungsgarantierte Gebietskörperschaft (Art. 72 Abs. 1 der französischen 
Verfassung) und als wichtige Regierungsebene ist sie diejenige mit der längsten 
historischen Tradition. Frankreich hat immer eine sehr große Anzahl von Gemeinden 
gehabt: Zurzeit gibt es mehr als 36.500 Gemeinden,
61 
von denen die meisten eine 
Bevölkerung von ein paar hundert Einwohnern haben. Als die gegenwärtige Verfassung 
verabschiedet wurde, waren es etwa 38.000 Gemeinden. Die Probleme, die sich aus 
dieser Situation ergeben, sind leicht zu verstehen: Aus wirtschaftlicher Perspektive 
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 Für eine synthetische Erklärung der verschiedenen lokalen Regierungssysteme der 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union, siehe: Ángel Manuel Moreno Molina (Hrsg.), Local 
Government In The Member States Of The European Union: A Comparative Legal Perspective, 
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Derecho Público Comparado, 15/2014, 1 ff. 
61
 In Frankreich leben 60% der Bevölkerung in Gemeinden mit 20.000 Einwohnern oder weniger. 
Tatsächlich lebeen 50% der Bevölkerung in Gemeinden mit weniger als 100.000 Einwohnern und in 
Gemeinden mit weniger als 3.500 Einwohnern leben 1/3 der Franzosen. Zum Verhältnis der 
Gemeinden und der französischen Bevölkerung siehe die Webseite des Institut National de la 
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können die von der Zentralregierung übertragenen Zuständigkeiten nur mit 
Schwierigkeiten ausgeführt werden. Vor allem in Zeiten der Austeritätspolitik ist es 
schwierig, eine Vielzahl von Gebietskörperschaften zu finanzieren. Ähnlich wie in Italien 
sind in Frankreich alle bisherigen Fusionsvorschläge generell gescheitert. Daher 
basierten die Lösungsansätze, die während der Krise angesprochen wurden, auf Formen 
der Zusammenarbeit zwischen den Behörden und auf deren gemeinsamer Verwaltung 
von Diensten. Dies ist alles andere als ein neues Problem für die französische Politik. In 
der Tat wurde in den 50er Jahren (Dekret 22/1/1959) ein autoritärer Weg eingeschlagen, 
wohingegen mit dem Dekret 27/8/1964 versucht wurde, den Konsens der betroffenen 
Gemeinden zu gewinnen, indem die Finanzbeihilfen für Fusionen erhöht wurden. Gesetz 
30/6/1966 beinhaltete einen spezifischen fiskalischen Anreiz für die Gemeinden, die die 
Absicht hatten zu fusionieren. Da all diese Maßnahmen nicht fruchteten, versuchte man 
es dann in später erlassenen Gesetzen (Gesetz 31/12/1970 und Gesetz 16/7/1971) mit 
einer Kombination aus finanziellen Beihilfen und zwingenden Methoden. Am Ende dieses 
Prozesses fanden 800 Gemeindefusionen statt, die mehr als 2.000 Gemeinden betrafen. 
Später, in den 80er Jahren, förderte der Gesetzgeber die gemeindliche Zusammenarbeit 
auf freiwilliger Basis. Die Fusion wurde nur als eventuelle Lösung in Betracht gezogen 
und immer unter dem Vorbehalt, die lokalen Bevölkerungen zuvor anzuhören. Das 
Gesetz 6/2/1992 (loi «ATR») regulierte die sogenannte Communauté de communes (im 
ländlichen Gebiet) und die sogenannte Communauté de villes (im Stadtgebiet für die 
Gemeinden mit mehr als 20.000 Einwohnern), die sich anderen kollektiven Formen 
anschlossen, ohne sie zu ersetzen.  
Später kreierte das Gesetz 4/2/1995 die pays, die kollektiven Gemeinden, um den 
Territorien mehr Wert zu verleihen, und das Gesetz 12/7/1999 vereinfachte das vorherige 
noch einmal, indem es  auch die Communautés urbaines sowie die städtischen Gebiete 
mit mehr als 500.000 Einwohnern mit auf nahm. Das Gesetz 2010-1563, das die 
kollektiven Gemeinden reformierte, rief schließlich die Métropole (Gebiet mit mehr als 
500.000 Einwohnern) ins Leben. 
Will man heute die vom französischen Gesetzgeber geregelten Lösungen 
zusammenfassen, muss man verschiedene Modelle der coopération intercommunale 
identifizieren: Trägerstrukturen des öffentlichen Dienstes der Verwaltung (z.B. die 
sogenannten syndicats intercommunaux);
62
 Formen der Zusammenarbeit für die 
gemeinsame Ausübung von Verwaltungsaufgaben, ohne spezifische Strukturen oder 
Körperschaften zu schaffen; Verbünde von Gemeinden (établissement public de 
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 Das historisch erste Modell der Zusammenarbeit wurde durch Gesetz 22/03/1890 veranlasst, 
das anstrebte, syndicats intercommunaux zwischen ländlichen Gemeinden zu schaffen, so dass 
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coopération intercommunale - EPCI - ).
63
 Die Verwirklichung dieser Modelle oder 
Lösungsvorschläge kann freiwillig stattfinden oder erzwungen werden. Allerdings hat vor 
kurzem das Gesetz Nr. 2010-1563 die Befugnisse des Präfekten erweitert, insbesondere 
hinsichtlich der Entscheidung, ob eine Gemeinde in einen Verbund aufgenommen werden 
muss
.64
 Darüber hinaus hat dieses Gesetz die Verbindung zwischen einigen EPCI (die 
ein eigenes Besteuerungsrecht haben) und der Bevölkerung verstärkt, indem es die 
Direktwahl der Mitglieder der beratenden Einrichtungen festlegte (dies erfolgte zum 
ersten Mal bei den Kommunalwahlen 2014). Diese zusätzliche demokratische Legitimität 
der Zusammenarbeit sollte nach dem Willen des französischen Gesetzgebers zu 
weiteren Fusionen führen. 
Jenseits des französischen Falls finden sich auch erfolgreiche Beispiele für die 
Reduzierung der Anzahl der Gebietskörperschaften, wenn man das kommunale Problem 
in der vergleichenden und diachronischen Perspektive analysiert. So waren 
beispielsweise in Deutschland zwei große Territorialreformen zur Reduzierung der 
Gemeinden durch  Vereinheitlichung und Zusammenführung erfolgreich. Dieser Prozess 
begann in den 70er Jahren in den Ländern der BRD und in Ostdeutschland in den 90er 
Jahren nach der Wiedervereinigung. Die erste Welle der Reformen führte zu einer 
Verringerung um fast zwei Drittel der Gemeinden (mit einer Auflösung von etwa 17.000 
Gemeinden) und der Hälfte der Landkreise (etwa 200 weniger). Der Gesetzgeber 
entschied sich für die Schaffung von größeren Gemeinden und Landkreisen, die kleine 
Gemeinden zu absorbieren vermochten, da diese nicht mehr die Kosten für die 
wesentlichen öffentlichen Dienstleistungen wahrnehmen konnten. Die Einbindung der 
betroffenen Gebietskörperschaften sowie eine an die Gemeinden gerichtete 
Wirtschaftspolitik haben dazu geführt, dass viele Gemeinden sich freiwillig zur Fusion 
entschlossen haben. In den 90er Jahren geschah die Reduzierung der 
Gebietskörperschaften im Kontext der Wiedervereinigung zweier ideologisch und politisch 
geteilter Deutschlands. Dieser Prozess nahm in den verschiedenen Bundesländern 
unterschiedliche Formen an.  
Im Vereinigten Königreich gab und gibt es verschiedene Arten von 
Gebietskörperschaften: Gemeinden (Parishes), Stadtteile (Boroughs), Städte (Cities), 
Bezirke (im Vereinigten Königreich wird hier zwischen Counties und Districts 
unterschieden). Die Reformen des späten neunzehnten Jahrhunderts (Local Government 
Acts von 1888 und 1895), die fast ein Jahrhundert in Kraft blieben, rationalisierten die 
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 Die verschiedenen Modelle der communautés sind in den folgenden Vorschriften des Code 
général des collectivités territoriales geregelt: L5214-1 und ff., L5215 und ff., L 5216-1 und ff.  
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 Siehe Art. L5210-1-2 des Code général des collectivités territoriales und, generell, den Titel III 
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Landkarte der kommunalen Gebietskörperschaften. Teilweise hielten diese an der 
Unterscheidung zwischen städtischen und ländlichen Gebieten fest sowie auch an der 
Idee der kommunalen Selbstverwaltung. Auch nach den Reformen der 70er und 80er 
Jahre des letzten Jahrhunderts gab es eine Vielzahl von Organisationsformen, die jeweils 
die verschiedenen Ebenen, oder Stufen, der lokalen Regierungen darstellten: Es gab ein 
zweistufiges System in England, Wales und zum Teil auch in Schottland (auf den Inseln 
war es eine einzige Ebene) und ein einstufiges System in Nordirland, zu dem die von den 
Bürgern und den lokalen Administratoren gebildeten Ausschüsse als typischer Ausdruck 
des self-government hinzugefügt wurden. Nachfolgende Reformen, die auf eine 
Verringerung der Anzahl der Körperschaften gerichtet waren, waren so erfolgreich, dass 
die Anzahl der Gebietskörperschaften in Großbritannien erheblich sank und es derzeit 
etwa 500 Einheiten gibt.   
Während die dezentralisierten Landesteile Schottland, Wales und Nordirland über 
legislative Kompetenzen bezüglich der internen Organisation und Regierungsgewalt ihrer 
Gebietskörperschaften verfügen, werden Beschlüsse über Englands Kommunalebene 
vom Parlament des Vereinigten Königreichs gefasst. Ein bedeutender Parlamentsakt 
bezüglich kommunaler Regierungsformen in England (und teilweise auch Wales) wurde 
vom Parlament im Jahr 2000 erlassen. Besonders zentral war, dass dieser die 
Möglichkeit einführte, Bürgermeister für Gebietskörperschaften in England und Wales 
direkt zu wählen. 
Die Kommunalreform von 1972 führte in ganz England ein zweistufiges 
Lokalverwaltungssystem ein. Seither wurden jedoch in zahlreichen Gebieten einstufige 
einheitliche Gebietskörperschaften (unitary authority) geschaffen und damit die 
Gesamtzahl der örtlichen Behörden verringert. Der Local Government and Public 
Involvement in Health Act 2007 schreibt den Vorgang zur Vereinigung von Bezirken zu 
unitary authorities (in Sektionen 1-7) als auch zur Fusion von Bezirksräten (Sektion 8-10) 
fest: Während für ersteres der Staatssekretär für Kommunen und lokale 
Selbstverwaltung, lokale Behörden offiziell dazu „einlädt”, Vorschläge zur Vereinigung von 
Bezirken zu machen, kann das zweite Verfahren von den Bezirksräten selbst initiiert 
werden. Eine Kommission, die Local Government Boundary Commission for England, 
kann zur Beratschlagung herangezogen werden und ist auch zu Änderungsvorschlägen 
der Struktur und Definition der Grenzen der Gebietskörperschaften befugt; letztendlich ist 
es jedoch dem Staatssekretär überlassen, die endgültige Entscheidung zu treffen. 
Folglich hängen solche Zusammenschlüsse zu einheitlichen Gebietskörperschaften 
sowie die Fusion von Bezirksräten von der politischen Linie des Staatssekretärs ab: 
Hauptsächlich aus finanziellen Gründen wurden während der Legislaturperiode 2010-
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Staatssekretär, Eric Pickles, nicht unterstützt. Die letzte Runde von Bezirksvereinigungen 
(insgesamt neun) fand zwischen den Jahren 2007 und 2009 auf der Grundlage von 
Anträgen statt; die ersten zwei Vorschläge zur Fusion von Bezirksräten unter Sektion 8-
10 stammen von  Mitte 2016. Der Local Democracy, Economic Development and 
Construction Act 2009 führte die Rechtsstruktur der zusammengefügten Amtsgewalt 
(combined authority) ein, welche auf freiwilliger Basis zwischen Gebietskörperschaften 
geschaffen werden kann, um die Ausführung von Kompetenzen, die der Akt ihnen von 
der Zentralregierung überträgt, in relevanten Bereichen (vor allem Verkehrs- und 
Wirtschaftspolitik) zusammenzulegen. Die Schaffung einer solchen Zusammenlegung von 
Kompetenzen geschieht auf Anfrage der Gebietskörperschaften, potenzieller Beteiligung 
der oben genannten Kommission und endgültigem Entscheid des Staatssekretärs. 
Mittlerweile gibt es sieben solcher combined authorities. Die Prozeduren zur 
Zusammenfügung von Amtsgewalt (combined authority) als auch zur Fusion von 
Bezirksräten und zur Bezirksvereinigung (unitary authorities) wurde durch den Cities and 
Local Government Devolution Act 2016 weiterentwickelt und beschleunigt.
65
 
Während andere Länder anstrebten, die Anzahl von Gebietskörperschaften zu 
verringern und ihnen Kompetenzen  zu entziehen, wurde im Jahr 2011 im Vereinigten 
Königreich ein Versuch zur weiteren Dezentralisierung in England unternommen mittels 
des sogenannte Localism Act 2011. Verglichen mit den anderen Landesteilen haben die  
Gebietskörperschaften Englands seither weitaus mehr Kompetenzen inne. Ursprünglich 
waren ihre Kompetenzen im Sinne der ultra vires Regel begrenzt, wohingegen sie nun 
mit generellen Kompetenzen (general power of competence) ausgestattet sind. Diese 
wurden den Gebietskörperschaften jedoch in gewissem Maße wieder verweigert , da zum 
einen die bisherigen festgeschriebenen Beschränkungen weiterhin galten und zum 
anderen das Parlament des Vereinigten Königreichs  sich vorbehält, weitere 
Beschränkungen zu erlassen.
66
 Dementsprechend bleibt eine gewisse Skepsis, inwieweit 
die Gebietskörperschaften an Kompetenzen gewonnen haben. Gleichzeitig ist die 
Ausübung der dazu gewonnen Kompetenzen stark beeinträchtigt, da die Regierung des 
Vereinigten Königreichs die finanzielle Unterstützung drastisch gesenkt hat. Der 
Bürgermeister von Hackney, Jules Pipe, prangerte den Localism Act 2011 dafür an, dass 
der tiefverwurzelte Zentralismus des Vereinigten Königreichs nicht angefochten und die 
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 Siehe: Mark Sandford, Combined Authorities - Briefing Paper Nr. 06649, 23 November 2016. 
66
 Siehe: Michael Varney, Local Government in England: Localism delivered?, in: Carlo Panara, 
Michael Varney (Hrsg.), Local Government in Europe - The ‘fourth level’ in the EU multilayered 




ISSN: 1988-5091, núm. 22, Diciembre (2017)       Iustel 
34 




Obwohl die angestrebte Verringerung von Gebietskörperschaften nicht in allen Fällen 
gelang und trotz der vielen Schwierigkeiten bei der Umsetzung aufgrund rechtlicher, 
politischer, sozialer und historischer Gründe, scheint die Verringerung der 
Gebietskörperschaften in vielen Ländern noch immer die einzige Möglichkeit zu sein, 
Kosten zu reduzieren. Aus diesem Grund verfolgten viele Länder während der 
Finanzkrise dieses Ziel, vor allem die Länder, die am stärksten von finanziellen 
Schwierigkeiten betroffen waren. Dies war auch die Entscheidung, oder besser gesagt 
die zwingende Entscheidung, von Portugal und Griechenland. 
Portugal ist ein Staat, der durch eine schwache Dezentralisierung und eine tiefe 
Differenzierung zwischen der Autonomie der Inselgruppen Azoren und Madeira und der 
Autonomie des Festlandes gekennzeichnet ist. Auch wenn Art. 6 Abs.1 der 
portugiesischen Verfassung von 1976 die Einheit des Staates zum Ausdruck bringt,
68 
regelt Titel VIII der Verfassung die „Stadtteile” ("Freguesia"), die "Gemeinde", 
"Verwaltungsregion" und "die Organisation der Bewohner." Die ersten drei 
Gebietskörperschaften, die sogenannten autarquias locais, geregelt in den Artikeln 236 ff. 
portugiesische Verfassung,
69 
 gestalten das kommunale System des Landes. Die 
Freguesias sind zahlreich, insbesondere in Relation zur begrenzten Fläche von Portugal 
gesehen (zwischen kontinentalen und insularischen, gibt es mehr als 4.000 Freguesias); 
relativ dazu gibt es nicht viele Gemeinden (etwa 300). Es wurden acht 
Verwaltungsregionen geplant,  die aber nie wirklich eingeführt wurden. Die Gemeinden 
sind in Freguesias gruppiert: eine Gruppe von Gemeinden bildet einen Kreis. Im Jahr 
2011 wurde Portugal von "internationalen Gläubigern" gezwungen, eine Reform zu 
erlassen: Am 17. Mai wurde im Rahmen der wirtschaftlichen und finanziellen 
Unterstützung das Memorandum of Understanding on Specific Economic Policy 
Conditionality unterzeichnet, das eine Reorganisation des Kommunalsystems 
voraussetzte, um die öffentlichen Ausgaben zu reduzieren. Die Reorganisation hätte vor 
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 Art. 6 Abs. 1 der Verfassung lautet: „Portugal ist ein Einheitsstaat, der in seinem Aufbau und 
Funktion den autonomen Status der Inselgruppen und die Grundsätze der Subsidiarität, der 
örtlichen Selbstverwaltung und der demokratischen Dezentralisierung der öffentlichen Verwaltung 
beachtet”. 
69
 Siehe: Pedro Costa Gonçalves, Ana Raquel Moniz, Local Government in Portugal, in: Ángel-
Manuel Moreno (Hrsg.), Local Government in the Member States of the European Union: A 




Ragone - Die neuordnung der kommunalen landkarte in zeiten der wirtschaftskrise: der fall italiens in Euro... 
35 
den nächsten Kommunalwahlen im Oktober 2013 verabschiedet werden sollen.
70
 Die 
Reorganisationsstrategie führte unter anderem zum Erlass eines rechtsgestaltenden 
Gesetzes (Gesetz Nr. 22 vom 30. Mai 2012), dessen Hauptziel es war, die Zahl der 
Gebietskörperschaften zu reduzieren, vor allem die Freguesias, die zwangsweise 
reduziert wurden, während Gemeinden sich entscheiden konnten, ob sie eine Fusion und 
die damit verbundenen Finanzbeihilfen akzeptieren oder nicht
71
. Heute gibt es immer 
noch 3.500 Freguesias; es fehlt aber weiterhin an einer intermediären 




In Griechenland ist das Kommunalsystem im Grunde auf zwei Ebenen organisiert:
73
 a) 
Gemeinden (δήμοι) und Gemeinschaften (κοινότητες), die sich wiederum wegen der 
eigenen Dimension unterscheiden (Städte und Siedlungen) und b) Präfekturen (νομοί). 
Ursprünglich wählten Gemeinden und Gemeinschaften die eigenen Bürgermeister selbst, 
während die Präfekten vom Staat nominiert wurden. In den 90er Jahren gab es 54 
Präfekturen, 441 Gemeinden und 5.775 Gemeinschaften. Diese Verbreitung von 
mehrheitlich unterfinanzierten, kleinen örtlichen Körperschaften war eines der größten 
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 § 3.44 des Memorandum of Understanding legte fest, dass Portugal folgendes erfüllen müsse: 
«die Kommunalverwaltung reorganisieren. Es gibt zurzeit 308 Gemeinden und 4.259 Freguesias. 
Bis Juli 2012 wird die Regierung einen Plan zur Konsolidierung und Reduzierung der Anzahl 
solcher Einheiten vorlegen. Die Regierung wird diese Pläne auf der Grundlage einer Vereinbarung 
mit den EG- und IWF-Mitarbeitern umsetzen. Diese Änderungen, die mit dem Beginn des nächsten 
lokalen Wahlzyklus in Kraft treten werden, werden die Leistungserbringung verbessern, die 
Effizienz steigern und die Kosten senken». 
71
 Art. 1, Abs. 2 des Gesetzes Nr. 22/2012 legte fest: Dieses Gesetz sieht eine verbindliche 
Verwaltungsneuordnung der Gemeindegebiete vor und regelt diese. Das Gesetz legte das 
Verfahren und die endgültige Zahl der Freguesias fest, welche anhand einer Kombination 
unterschiedlicher Kriterien bestimmt werden sollten. Das Gesetz bestimmte die Einteilung der 
Freguesias entsprechend ihrer Bevölkerung, die Aufteilung der Freguesia auf drei Ebenen sowie 
die Definition des demographischen Begriffs von "lugar urbano," die sich von der Freguesia 
unterscheidet, d.h. von einem Ort mit einer Bevölkerung von oder mehr als 2.000 Einwohnern. 
Zudem regulierte das Gesetz die Anwendung der Fusionsmaßstäbe durch  die Freguesias mit 
weniger als 150 Einwohnern fusionieren sollten. Dieser Prozess sollte die Freguesias in städtischen 
Gebieten um 55% reduzieren und  in ländlichen Gebieten um 35%. Für eine erste Analyse siehe: 
Pedro Cruz e Silva, Notas sobre a Proposta de Lei n. 44/XII do Governo para a reorganização 
administrativa territorial autárquica, Direito Regional e Local, 17/2012, S. 39 ff. und Joao Louro 
Costa, Public law and the economic crisis. Portugal, European Review of Public Law, 25/2013, S. 
349 ff. 
72
 Für die spezifischen Auswirkungen des Abkommens des Rettungspakets bis hin zu den 
jüngsten Reformen, siehe: Filipe Teles, Local Government And The Bailout: Reform Singularities In 
Portugal, European Urban And Regional Studies, 3/2014, S. 455 ff. und Carlos Nunes Silva, The 
Economic Adjustment Program Impact on Local Government Reform in Portugal, in Carlos       
                , Fiscal Austerity And Innovation In Local Governance In Europe, 2014. 
73
 Zum Kommunalsystem in Griechenland allgemein siehe: Anthony Makrydemetres, Public 
Administration. Elements of Administrative Organization, 2010. Für die nachfolgenden Wellen 
lokaler Regierungsreformen siehe: Nikolaos Komninos Hlepas, Panos Getimis, Impacts Of Local 
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Hindernisse für ein handlungsfähiges Kommunalsystem in Griechenland, vor allem wenn 
man die zentralistische Natur des Staates und den Mangel an Rechtssicherheit bezüglich 
der Kompetenzen der Gebietskörperschaften bedenkt. Ein weiterer negativer Faktor war, 
dass es den Präfekten, welche die weiträumigen Gebiete und Entwicklungsprojekte 
verwalteten, an demokratischer Legitimation mangelte, da sie nicht gewählt waren. Auch 
wenn das Problem während der Krise entstanden zu sein scheint, ist es nicht das erste 
Mal, dass die Existenz einiger örtlicher Körperschaften in Griechenland hinterfragt wurde. 
In den 90er Jahren, als die Sozialisten an der Macht waren, wurden bereits verschiedene 
Reformen des Kommunalsystems implementiert. Im Jahr 1994 wurden Präfekturen in 
wählbare Körperschaften umgewandelt (Gesetz 2218/1994), gleichzeitig wurden jedoch 
viele Kompetenzen der Präfekturen an 13 größere Verwaltungseinheiten übertragen, die 
sogenannten Regionen (περιφέρειες), deren Präsidenten vom Staat nominiert werden wie 
früher der Präfekt. Außerdem wurden drei „Superpräfekturen” ins Leben gerufen (eine für 
die Metropolstadt Athen und zwei für die Region Thrakien). Die Strukturreform, die das 
System am meisten änderte, war jedoch das sogenannte Kapodistrias Programm
74
 
(Gesetz 2539/1997). Fast alle Gemeinschaften wurden abgeschafft (nur einige wurden 
aus historischen Gründen oder weil sie sich auf kleinen Inseln befanden erhalten), um 
größere Gemeinden zu bilden. Die Gesamtzahl der Gebietskörperschaften in 
Griechenland sank somit auf 1.034 (900 Gemeinden und 134 Gemeinschaften). Andere 
Reformvorschläge zur Errichtung eines effizienteren Kommunalsystems wurden bis zum 
Ausbruch der Krise nicht ernst genommen. Im Jahr 2006 änderte die Mitte-Rechts-
Regierung die Gemeindeordnung (Gesetz 3463/2006), indem sie Vorschriften einführte, 
die lokale Referenda und die Stärkung der Rechte der Bürger auf Information und 
Anfrage vorsahen.   
Am 2. Mai 2010 wurde auch in Griechenland ein Memorandum of Understanding 
unterschrieben,
75
 welches eine grundlegende Reform oder, besser gesagt, eine 
Verringerung der örtlichen Körperschaften durch erzwungene Fusion vorsah. Das 
Memorandum wurde nicht als völkerrechtlicher Vertrag ratifiziert, sondern als eine 
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 Zum Kapodistrias Programm siehe: Grigoris Avdikos, Local Authorities in Greece: Organisation, 
Recent Trends, European Integration, Reform, and the "Kapodistrias" Tendency”, in: Panara, 
Varney (Fn. 66) und Altana Filos, Der mühsame Prozess der Dezentralisierung in Griechenland: 
Das neue Programm “Kallikratis”“, Zeitschrift für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht, 
73/2013, 105 ff. und Stella Ladi, Austerity politics and administrative reform: The Eurozone crisis 
and its impact upon Greek public administration, Comparative European Politics, 12/2014, S. 200-
201. 
75
 Punkt IV: «Parliament adopts legislation reforming public administration at the local level, 
notably by merging municipalities, prefectures and regions with the aim of reducing operating costs 
and wage bill. Parliament adopts legislation requiring online publication of all decisions involving 
commitments of funds in the general government sector». Für eine genauerer Ausführung des MoU 
Inhalts bezüglich der Verfassungsordnung, siehe: Panagiotis Glavinis, The Memorandum of Greece 
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privatrechtliche Vereinbarung, deren Umsetzung per Gesetz (sogenanntes Kallikrates 
Programm) des griechischen Parlamentes abgeschlossen wurde, wodurch die Zahl der 
Kommunen von 1.034 auf 325 reduziert wurde. Diese zweite Welle der Reorganisation 
wurde im Jahr 2010 von der sozialistischen Regierung mit Druck aus der EU angestrebt. 
Das Kallikrates Programm (Gesetz 3582/2010) verwies auf den Architekt und Bauleiter 
des Pantheons, um die Idee einer gesamten Reorganisation des Staates durchzusetzen. 
Zusammen mit einer drastischen Verringerung der Zahl der Gemeinden  wurden auch 
viele Gemeinschaften aufgelöst und Präfekturen abgeschafft. Die Kompetenzen der 
letzteren wurden den 13 Regionen übertragen, deren politische Organe jetzt direkt 
gewählt werden. Die staatliche Kontrolle wird durch ein überregionales System von 
Verwaltungseinheiten (αποκεντρωμένες διοικήσεις) ausgeführt, die von bis zu drei 
Regionen gleichzeitig beaufsichtigt werden. Im Jahr 2013 hat der griechische Staatsrat 
(Συμβούλιο της Επικρατείας) alle Klagen gegen das Gesetz und die Reformbestrebungen 
der Regierung abgewiesen. 
Die spanische territorial-Einteilung hat drei Ebenen, genau wie in Italien. Die 
autonomen Gemeinschaften (Comunidades Autónomas) als höchste Organisationsform 
entsprechen den italienischen Regionen. Sie sind mit legislativen Kompetenzen und 
politischer Autonomie ausgestattet; dementsprechend verfügen sie jeweils über eine 
Regierung, einen Präsidenten und ein Parlament. Die Verfassung reguliert zwei Ebenen 
der Gebietskörperschaften: die Gemeinden (Art. 140 der spanischen Verfassung), denen 
Autonomie und Rechtspersönlichkeit gewährt wird, und die Provinzen (Art. 141 der 
spanischen Verfassung), die aus einer Vielzahl von Gemeinden bestehen und ebenfalls 
über Rechtspersönlichkeit verfügen und Verwaltungsfunktionen von übergemeindlicher 
Tragweite ausüben. Die Provinz ist eine autonome Gebietskörperschaft und gleichzeitig 
ein bürokratischer Bezirk, um Dienstleistungen des Staates auszuführen. In einigen 
autonomen Gemeinschaften entspricht die Regierungszwischenebene einer etwas 
anderen Struktur, was einfache Provinzen ersetzt. 
Während der Zeiten der Finanzkrise wurde auch in Spanien diskutiert, wie die 
Leistungen und Kosten der Gebietskörperschaften optimiert werden können. Dabei 
fokussierte man sich auch hier speziell auf die Provinzen.
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 Die unternommenen 
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Reformen waren demnach Gegenstand der politischen Debatte und des Rechtsstreits, 
wie einige Fälle des spanischen Verfassungsgerichts aufzeigen. 
Das spanische Verfassungsgericht hat zwei Grundsatzurteile hinsichtlich des 
Gesetzes Nr. 27/2013 „über die Rationalisierung und Nachhaltigkeit der lokalen 
Verwaltung” gefällt: das Urteil vom 3.03.2016, Nr. 41/2016 und das Urteil vom 9.06.2016, 
Nr. 111/2016.  
Das erste dieser Urteile (Urteil Nr. 41/2016) geht auf einen Antrag der Autonomen 
Gemeinschaft Extremadura zurück und betrifft Kompetenzfragen, haushalts- und 
finanzpolitische Fragen sowie die territoriale Reorganisation. Das Verfassungsgericht hat 
die Verabschiedung der grundlegenden Bestimmungen für verfassungsmäßig erklärt, mit 
denen die Kriterien der ökonomischen Rationalität für die Gebietskörperschaften 
eingeführt wurden, um Effizienz, Effektivität und einen ausgeglichenen Haushalt 
sicherzustellen. Auch das neue System, wonach Gemeindegebiete aufgelöst, verändert 
und/oder neugegründet werden können, sowie der Mechanismus zur Förderung der 
Zusammenlegung von  Gebietskörperschaften überschreiten nach Ansicht des 
Verfassungsgerichts nicht die zentralstaatlichen Kompetenzen zur Rahmengesetzgebung 
hinsichtlich der lokalen Organisation. Das Verfassungsgericht hat jedoch die 
Bestimmungen zur Auflösung von Gebietskörperschaften insoweit für verfassungswidrig 
erklärt, als sie die Institution betreffen, die über diese Kompetenzen verfügt: Nach dem 
Prinzip der Selbstverwaltung der autonomen Gemeinschaften können nur diese selbst 
entscheiden, welche Institution die Entscheidung über eine Auflösung 
Gebietskörperschaften treffen darf. Die diesbezügliche Vorgabe im Gesetz gehe daher 
über die Kompetenz zur Rahmenregelung hinaus. Das Verfassungsgericht hat zudem 
eine Klausel für nichtig erklärt, die Kompetenzen hinsichtlich der Gesundheitsversorgung 
und der sozialen Dienste von den Gebietskörperschaften auf die autonomen 
Gemeinschaften übertragen hätte. Auch diese Regelung ging nach Ansicht des 
Verfassungsgerichts über die Rahmengesetzgebung hinaus. Mit Bezug auf die 
Bestimmung, die die Wahrnehmung der Kompetenzen im Bereich der Bildung durch die 
autonomen Gemeinschaften betraf, hat das Verfassungsgericht klargestellt, dass eine 
verfassungskonforme Auslegung verlangt, dass die Regionalparlamente die Möglichkeit 
behalten, Kompetenzen in diesem Bereich auf die Gemeinden zu übertragen. In 
finanzieller Hinsicht hat das Verfassungsgericht den Mechanismus zum “triangulären 
Ausgleich” für verfassungswidrig erklärt, wonach der Zentralstaat die Finanzierung einer 
autonomen Gemeinschaft im Falle der Nichterfüllung von Zahlungspflichten durch die 
Gebietskörperschaften hätte reduzieren können. Dieser Mechanismus wird nun 
vermutlich in einem Organgesetz (ley orgánica) geregelt, weil er das finanzielle Verhältnis 
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Mit dem zweiten Urteil (Urteil Nr. 111/2016 - Antrag der Autonomen Gemeinschaft 
Andalusien) hat das Verfassungsgericht im Grunde zwei verschiedene Themenfelder 
bearbeitet: a) einige Fragen bezüglich der Organisation und der Verkleinerung des 
lokalen Verwaltungsapparates und der internen Kontrollmechanismen; sowie b) einige 
Fragen bezüglich der Kompetenzen der Provinzen im Bereich der Koordination und der 
Bereitstellung öffentlicher Leistungen. In Bezug auf das erste Thema hat das 
Verfassungsgericht zwar viele Vorschriften über die Neuorganisation des lokalen 
Verwaltungsapparates gebilligt, jedoch andere Teile des Gesetzes, in denen der 
zentralstaatliche Gesetzgeber definiert hatte, welche autonomen Institutionen mit der 
abschließenden Entscheidung über lokale Angelegenheiten betraut werden, für 
verfassungswidrig erklärt. Ebenso hat das Gericht eine Klausel für nichtig erklärt, die der 
lokalen Exekutive die Kompetenz übertragen hatte, Entscheidungen bezüglich 
Einnahmen und Ausgaben zu treffen, wenn innerhalb des gewählten Vertretungsorgans 
nicht die notwendige Mehrheit zustande kommt. Die Übertragung dieser Macht auf die 
Exekutive verletzt aus Sicht des Verfassungsgerichts das Prinzip der demokratischen 
Repräsentation. In Bezug auf das zweite Themenfeld hat das Verfassungsgericht eine 
verfassungskonforme Interpretation einiger Vorschriften des Gesetzes herausgearbeitet 
und lediglich die Vorschrift für nichtig erklärt, wonach die nationale Regierung den durch 
die Provinzen entwickelten Plan zur Koordinierung der minimalen lokalen 
Dienstleistungen hätte genehmigen müssen, weil eine solche Genehmigungspflicht in 




Ziel dieses Artikels war es, die verschiedenen Reformwellen bezüglich der 
Kommunalsysteme in Italien sowie, als Vergleichsbasis, in anderen Europäischen 
Ländern seit dem Ausbruch der Finanz- und Wirtschaftskrise übersichtlich darzustellen. 
Nach zehn Jahren kontinuierlicher, anscheinend endlos aufeinander folgender, 
Reformen, erscheint der italienische Rechtsrahmen weiterhin fragmentiert und chaotisch 
und sein Finanzierungssystem komplex und erstarrt. Obwohl der italienische 
Verfassungsgerichtshof daran erinnert hatte, dass Reformen des Kommunalsystems, die 
von der Legislative mittels der Rechtsgrundlage des Art. 117, Abs. 2, p) der italienischen 
Verfassung erlassen werden, erwartungsgemäß „in sich geschlossen und systematisch 
und in ihrem Ursprung nicht auf kurzfristige Bedürfnisse aufbauend “ sein sollen, und 
damit die Legislative warnte, Reformen des Kommunalsystems nicht mittels der 
                                                          
77
 A. Arroyo Gil, Otra vuelta de tuerca a la autonomía local. Breve comentario a las SSTC 





ISSN: 1988-5091, núm. 22, Diciembre (2017)       Iustel 
40 
Notstandsgesetzgebung zu erlassen (Urteil Nr. 220/2013), hat das italienische Parlament 
weiterhin einzelne, isolierte Übergangsmaßnahmen ergriffen. Eine der jüngsten dieser 
Maßnahmen, das Delrio Gesetz (Gesetz Nr. 56/2014), war sogar auf eine, teils bereits 
erwartete, ausgereifte Verfassungsänderung gerichtet, die dann jedoch durch das 
Volksreferendum im Dezember 2016 abgelehnt wurde. Daher stellt sich nun die Frage, 
inwiefern diese Reform rueckgängig gemacht werden kann bzw. muss, da sie teilweise 
auf einer Verfassungsaenderung beruhte, die gar nicht in Kraft getreten ist. 
Hinsichtlich der Substanz von Reformen des Kommunalsystems, die bisher erlassen 
wurden, sind zwei Tendenzen innerhalb der letzten italienischen Gesetze erkennbar: Die 
erste betrifft die Idee, Provinzen als Regierungsebene, die ohnehin weitgehend mit der 
Ebene der Gemeinden und Regionen überlappt, abzuschaffen. Die zweite betrifft die 
Idee, eine große Anzahl von sehr kleinen Kommunen zusammenzulegen, um diese in 
ihrer Versorgung öffentlicher Dienste für die Bürger effizienter zu machen. Das erste Ziel 
wurde verfolgt, indem Provinzen „in die Hände” von Gemeinden gelegt wurden, wodurch 
der Rahmen ihrer Aufgaben verkleinert wurde, sowie dadurch, dass ihre Rolle von der der 
Metropolstädte differenziert wurde. Das zweite Ziel wurde dadurch verfolgt, dass versucht 
wurde, einerseits Zusammenschlüsse zu erzwingen und andererseits die Kooperation 
zwischen Kommunen zu erleichtern. Obwohl es vielleicht noch zu früh ist, die 
Auswirkungen der Reformen  vollends einzuschätzen, kann festgehalten werden, dass 
die bisher erlassenen Reformen bewirkten, dass die alten Provinzen, in denen die 
Bevölkerung direkt wählte von neuen ersetzt wurden, die von Bürgermeistern und 
Kommunalräten regiert werden, die viel von ihren Befugnissen beibehalten, allerdings 
wurden ihnen auch Finanzen und Personal gekürzt. Kleine Kommunen wurden zudem 
auch starkem Druck ausgesetzt und es sind erste Tendenzen erkennbar, dass diese sich 
nun ernsthafter als je zuvor zusammenschließen wollen, obwohl diese Tendenz abhängig 
von der jeweiligen Region zu sein scheint. Der Verfassungsgerichtshof versuchte, nicht in 
den sachlichen Gehalt der Reformen zu intervenieren und gewährleistete dem 
Gesetzesgeber einen weiten Ermessensspielraum (siehe hierzu insbesondere Urteil Nr. 
50/2015), selbst wenn das Risiko bestand, die lokale Autonomie und die legislativen 
Kompetenzen der Regionen zu untergraben. Die Verfassungsänderung war genau darauf 
gerichtet gewesen, diese Rechtsprechung zu konkretisieren, scheiterte jedoch am 
Referendum.  
Daher, versuchen nun die verschiedenen Verbände der Kommunen, insbesondere die 
der Provinzen eine Korrektur des gesamten Reformprozesses herbeizuführen. 
Diesbezüglich hat  z.B. die regionale Regierung auf Sizilien die direkte Wahl der 
politischen Organe der Provinzen wieder eingeführt. Derr Mangel an finanziellen Mitteln 
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aber als Problem unberührt. Die Forderungen der Provinzen spiegelten sich jüngst in der 
Empfehlung Nr. 404/2017 des Kongresses der Gemeinden und Regionen des 
Europarates wieder, die die italienische Regierung aufforderte, die personelle, finanzielle 
und instrumentale Lücke für die Ausübung der kommunalen Aufgaben rasch zu 
schließen.  
Trotz aller Forderungen, wird es sich der rechtliche Rahmen strukturell nicht mehr 
ändern, da ein Rücknabwicklung des gesamten Reformpakets kostspielig und nur 
schwerlich machbar erscheint. Dieser Reformprozess findet zudem Widerklang in 
Massnahmen anderer Regierungen vor allem in Frankreich, Griechenland und Spanien, 
wo auch vergleichbare Entscheidungen der Verfassungsgerichtshöfe getroffen worden 
sind. Aus rechtsvergleichender Perspektive lässt sich deshalb ein europäischer Trend 
erkennen, zumindest bezogen auf Südeuropa und auf die Rechtsordnungen mit 
napoleonischen Staatstraditionen: Einzweck- anstelle von Mehrzweck-
Kommunalverwaltungen, d.h. gemeinsame Verwaltungsbereiche, die mit speziellen 
zwischenkommunalen Aufgaben betraut sind, werden errichtet; diese sind jedoch in ihrer 
demokratischen Legitimation geschmälert. Gleichzeitig kann in denselben 
Rechtsordnungen die Tendenz festgestellt werden, entsprechend des französischen 
Modells zwischen-kommunale Kooperation stark zu fördern oder sogar zu erzwingen. 
Dies ist eine Tendenz, die möglicherweise eine ernsthafte Bedrohung für die kommunale 
Freiheit hinsichtlich interner Organisation sowie für die demokratische 
Rechenschaftspflicht von Lokalpolitikern darstellt. 
